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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Das Parlament nahm diskussionslos die letzten technischen und redaktionellen
Änderungen von Gesetzen vor, um diese formal an die neue, auf den 1. Januar 2000 in
Kraft gesetzte Bundesverfassung anzupassen. Mit dem Einverständnis des Bundesrates
überwies der Ständerat eine Empfehlung Büttiker (fdp, SO), die neue Verfassung mit
Hilfe eines Inhaltsverzeichnisses und eines Sachstichwortregisters
benutzerfreundlicher zu gestalten. Die zum Totalrevisionsvorhaben gehörende
Justizreform konnte, wenn auch in weniger ambitiöser Form als ursprünglich geplant,
mit der Annahme in der Volksabstimmung vom 12. März ebenfalls abgeschlossen
werden. 1

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 23.06.2000
HANS HIRTER

Staatsjubiläen

Der Ständerat ging in der Herbstsession auf die Vorlage ein. Auch hier forderte die Lega
dei Ticinesi durch ihren Repräsentanten Morniroli, nicht auf das Geschäft einzutreten.
Dieser Ansicht konnte sich freilich keiner der weiteren Redner anschliessen. Uneinig
waren sich diese dagegen, ob die Helvetik als Festanlass in die Bundesfeierlichkeiten
mit einzubeziehen sei. Die Kommission hatte mit Stichentscheid ihres Präsidenten,
Carlo Schmid (cvp, AI), vorgeschlagen, sich auf die Gründung des Bundesstaates zu
beschränken und statt der Erwähnung der Helvetischen Republik in Artikel 1 des
Ingresses - wie es der Nationalrat beschlossen hatte - allgemein der
Entstehungsgeschichte und Weiterentwicklung des schweizerischen Gemeinwesens zu
gedenken. Für diese Lösung setzten sich in der Debatte insbesondere die Redner und
Rednerinnen aus der Innerschweiz ein, welche wie Schallberger (cvp, NW) darauf
hinwiesen, dass die Helvetik diesen Ständen vor allem die Leiden der französischen
Okkupation gebracht habe. Die Vertreter des Freisinns und der SP sahen in dem Jahr
1798 hingegen vor allem die soziale und politische Befreiung vom Obrigkeits- und
Untertanenstaat des Ancien Régime. Nur Büttiker (fdp, SO) ging allerdings soweit, von
Bundesrätin Dreifuss die ausdrückliche Wiederaufnahme der Helvetik in die
Bundesvorlage zu forden.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1995
DIRK STROHMANN

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit einer als Postulat überwiesenen Motion Leumann (fdp, LU) regte der Ständerat eine
Gesetzesanpassung an, welche die im elektronischen Geschäftsverkehr übliche digitale
Signatur der eigenhändigen Unterschrift gleichstellt. Der Bundesrat anerkannte zwar
die Notwendigkeit von neuen Regelungen, er sah darin aber mehr als ein blosses
technisches Problem. So werde für bestimmte Vertragsabschlüsse bewusst ein
handschriftliches Verfahren verlangt, um schwächere Vertragspartner zu schützen (z.B.
mit einem Widerrufsrecht). Noch bevor man die digitale Signatur als gleichwertig
anerkennen könne, müsse deshalb abgeklärt werden, wie dieser Schutz im
elektronischen Kommerz beibehalten werden kann. Der Nationalrat überwies mit dem
Einverständnis des Bundesrates eine Motion Nabholz (fdp, ZH), welche in allgemeiner
Form die Schaffung eines rechtlichen Rahmens für den Umgang mit digitalen
Unterschriften und Urkunden verlangt. 2

MOTION
DATUM: 18.06.1999
HANS HIRTER
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Datenschutz und Statistik

Zu Jahresbeginn beauftragte der Bundesrat das EDI mit den Vorbereitungen für die
nächste Volkszählung, welche mit Stichdatum 5. Dezember 2000 durchgeführt werden
soll. Die Register der kommunalen Einwohnerämter sollen dazu zwar beigezogen
werden, könnten aber nach Ansicht des Bundesrates keinen Ersatz für die mit einer
herkömmlichen Vollerhebung mittels Fragebogen erhobenen Informationen bieten.
Der Ständerat teilte diese Ansicht nicht. Im Herbst überwies er gegen den Widerstand
des Bundesrats mit 18:13 Stimmen eine Motion Büttiker (fdp, SO), welche fordert, bei
der nächsten Volkszählung im Jahr 2000 auf die bisher angewandte Vollerhebung zu
verzichten. Derartige Vollerhebungen seien wegen der fehlenden Akzeptanz bei einem
Teil der Bevölkerung nicht mehr zuverlässig und überdies enorm teuer. Die Grunddaten
über die Bevölkerungsentwicklung liessen sich gemäss Büttiker über die kommunalen
Einwohnerdateien wesentlich kostengünstiger erheben; für die Gewinnung von
planungsrelevanten Informationen über sozial-, bildungs- und verkehrspolitische
Fragen empfahl er die vom Bundesamt für Statistik durchgeführten repräsentativen
Befragungen (Mikrozensen). Bundesrätin Dreifuss hatte vergeblich darauf hingewiesen,
dass die kantonalen und kommunalen Einwohnerregister sowohl in bezug auf den
Informationsgehalt als auch in bezug auf die Form noch zu unterschiedlich seien, um
eine Vollerhebung zu ersetzen. 3

MOTION
DATUM: 24.01.1995
HANS HIRTER

Nach diesen Weichenstellungen vermochte sich im Nationalrat die im Vorjahr vom
Ständerat gegen den Willen des Bundesrates überwiesene Motion Büttiker (fdp, SO) für
einen Verzicht auf eine Vollerhebung bei der Volkszählung 2000 nicht mehr
durchzusetzen. Der von Borer (fp, SO) verteidigte Vorstoss wurde mit 122 zu 32
Stimmen abgelehnt. 4

MOTION
DATUM: 20.06.1996
HANS HIRTER

Im Ständerat, der sich als Erstrat mit diesem Konzept befasste, stellte Büttiker (fdp,
SO) einen Rückweisungsantrag mit der Auflage, bereits für die Volkszählung 2000 auf
eine Vollerhebung mit Fragebogen zu verzichten. Er schlug vor, die aus den
harmonisierten Einwohnerregistern gewonnenen Daten lediglich durch Teilerhebungen
zu ergänzen. Von Bundesrätin Dreifuss und den Befürwortern der Vorlage wurde
dagegen ins Feld geführt, dass diese Register eben noch nicht harmonisiert seien, und
dass ein Teil der Vorschläge des Bundesrates gerade darauf abzielten, eine solche
Harmonisierung zumindest bis zur übernächsten Volkszählung zu erzielen. Der
Rückweisungsantrag wurde mit 22:8 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung ersetzte
der Rat auf Antrag seiner vorberatenden Kommission den als inhaltlich zu eng
empfundenen Titel «Volkszählung» durch «Strukturerhebung». Nachdem er noch
einige kleinere Ergänzungen vorgenommen hatte (u.a. die Vorschrift, dass sich der Bund
bei der Schaffung eines zentralen Gebäude- und Wohnungsregisters auf die
bestehenden kantonalen Vorarbeiten stützen muss), verabschiedete der Rat das
revidierte Gesetz mit 20:5 Stimmen. Beim Beschluss über die Finanzierung unterlag
Büttiker mit seinem Antrag, den Verpflichtungskredit um einen Drittel zu kürzen, relativ
knapp (17:11). Der Kredit konnte allerdings auch nicht bewilligt werden, da bei einem
Stimmenverhältnis von 22:6 das gemäss den neuen Verfassungsbestimmungen über die
Ausgabenbremse erforderliche qualifizierte Mehr verpasst wurde. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1997
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Ende Mai gab der Bundesrat bekannt, dass er einstweilen darauf verzichte, die
Departemente umzubauen. Konkret war er in den letzten Jahren vom Parlament
mehrmals aufgefordert worden, insbesondere die beim EDI und beim EVD
angesiedelten Behörden, die sich mit Bildungs- und Forschungspolitik befassen, in
einem neuen Bildungsdepartement zu vereinigen sowie aus Elementen des VBS und des
EJPD ein Sicherheitsdepartement zu schaffen. (Siehe dazu auch die Antwort des
Bundesrates auf die Interpellation Leumann (fdp, LU)). Von der geplanten umfassenden
Reform kam schlussendlich einzig die Zusammenfassung der mit der
Nachrichtenbeschaffung befassten Stellen im VBS zustande. 6

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.09.2008
HANS HIRTER
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Parlamentsmandat

Der Ständerat lehnte zuerst mit 28 zu 8 Stimmen einen Nichteintretensantrag Büttiker
(fdp, SO) ab, welcher sich angesichts der hohen staatlichen Defizite und der schlechten
Wirtschaftslage grundsätzlich gegen eine Besserstellung der Parlamentarier
ausgesprochen hatte. In der Detailberatung übernahm der Rat weitgehend die
Beschlüsse der grossen Kammer. Er erwies sich aber als etwas knausriger, indem er die
Anpassung der Übernachtungsentschädigung von 130 auf 160 Fr. ablehnte. Den Beitrag
an die Vorsorge reduzierte er auf die Höchstsumme für steuerlich anerkannte
Einzahlungen an die private Selbstvorsorge (3. Säule) von 5587 Fr. (Stand 1996). In der
Differenzbereinigung beharrte der Nationalrat erfolgreich auf einer Erhöhung der
Übernachtungsspesen und fügte sich beim Beitrag für die Vorsorgeentschädigung dem
Beschluss des Ständerats. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1996
HANS HIRTER

Volksrechte

Der Ständerat befasste sich als Zweitrat mit demjenigen Teil der Teilrevision des
Gesetzes über die politischen Rechte, der das Verfahren bei den Nationalratswahlen
regelt. Dabei folgte er weitgehend dem Nationalrat. Insbesondere stimmte er der
Regelung zu, dass Unterlistenverbindungen dann zugelassen sein sollen, wenn sie sich
bei gleicher Listenbezeichnung einzig durch einen Zusatz zur Kennzeichnung des
Geschlechts, der Region, des Alters oder der Parteirichtung unterscheiden. Bei den
Massnahmen zur Verhinderung von sogenannten Juxlisten wollte der Ständerat die
Wahlteilnahme nicht von finanziellen Erwägungen abhängig machen. Auf Antrag Büttiker
(fdp, SO), der argumentierte, dass davon vor allem auch die Jungparteien getroffen
würden, verzichtete er auf die Beteiligung von erfolglosen Listen an den Druckkosten.
Als Kompensation erhöhte er dagegen die zur Einreichung einer Liste erforderliche
Unterschriftenzahl für Kantone mit mehr als 20 Sitzen von 200 auf 400. Der Nationalrat
übernahm diese Änderungen. In der Schlussabstimmung hiess die grosse Kammer die
neuen Vorschriften gegen den Widerstand der SP und der kleinen Parteien mit 105 zu
60 gut; im Ständerat gab es keine Gegenstimmen. Der Bundesrat setzte die neuen
Bestimmungen, welche unter anderem auch die Einführung der uneingeschränkten
brieflichen Stimmabgabe bei eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen enthalten,
im Oktober in Kraft. Schliesslich konnten zwei vom Nationalrat 1993 überwiesene
Motionen gegen die Listenvielfalt vom Ständerat als erfüllt abgeschrieben werden
(93.3008 / 93.3009). 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1994
HANS HIRTER

Die Frage, ob und wie der Ausgang von Wahlen und Volksabstimmungen durch
publizierte Ergebnisse von Meinungsumfragen beeinflusst wird, lässt sich nicht
eindeutig beantworten. Immerhin bestehen in einigen Staaten gesetzliche Vorschriften
über den Mindestabstand zwischen den letzten Veröffentlichungen und dem Wahl-
resp. Abstimmungstag. In der Schweiz halten sich die Meinungsforschungsinstitute
freiwillig an eine Frist von zehn Tagen. Diese Vorsichtsmassnahme droht nun durch die
allgemeine Einführung der brieflichen Stimmabgabe, welche bereits drei bis vier
Wochen vor dem Urnengang ausgeübt werden kann, bedeutungslos zu werden.
Ständerat Büttiker (fdp, SO) lud deshalb den Bundesrat ein, die eventuellen
Auswirkungen von während Kampagnen veröffentlichten Umfrageresultaten
wissenschaftlich abklären zu lassen. Der Ständerat überwies sein Postulat gegen den
Willen des Bundesrates, der für diese Thematik kein Geld ausgeben wollte. 9

POSTULAT
DATUM: 15.12.1994
HANS HIRTER

Wahlen
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Eidgenössische Wahlen

Das Resultat für die Wahlen von 37 der 46 Ständeratssitze war von der Niederlage der
SP und dem schlechten Abschneiden der Frauen gekennzeichnet. In den Kantonen
Freiburg und Tessin erreichte im ersten Wahlgang überhaupt kein Kandidat das
absolute Mehr. Nach Durchführung eines zweiten Wahlganges in sieben Kantonen (AG,
BE, BS, FR, TG, TI, VS) stand der Sieg der Freisinnigen fest: Die FDP erlangte neu 18
Mandate (+4) und erreichte damit wieder das Niveau von 1931; die CVP verlor drei (neu:
16) und der SP verblieben nur noch drei (-2) Sitze. Überraschend gewann die Lega dei
Ticinesi einen Sitz. Bei den übrigen im Ständerat vertretenen Parteien (SVP, LP, LdU)
ergaben sich keine Verschiebungen. Vierzehn Sitze der kleinen Kammer wurden
erneuert (37,8%), wovon neun auf Rücktritte, einer auf die nachträgliche Besetzung des
Sitzes des im Frühjahr verstorbenen Max Affolter (fdp, SO) und vier auf Abwahlen
entfielen. Unter den Neugewählten waren auch sechs ehemalige Nationalräte (Willy
Loretan (fdp, AG), Gilles Petitpierre (fdp, GE), Gilbert Coutau (lp, GE), Kurt Schäle (fdp,
SH), Sergio Salvioni (fdp, TI) und Rolf Büttiker (fdp, SO)). Im Kanton Zürich konnte Monika
Weber (ldu) ihr Resultat von 1987 noch verbessern und plazierte sich mit über 195'000
Stimmen zum zweiten Mal an erster Stelle, währenddem es dem SP-Kandidaten Elmar
Ledergerber nicht gelang, Werner Vetterli (svp) trotz dessen relativ niedriger
Stimmenzahl vom dritten Platz zu verdrängen. In Bern verfehlte die auf Arthur
Hänsenberger nachfolgende Kandidatin der FDP, Christine Beerli, das absolute Mehr
um 2000 Stimmen und trat im zweiten Wahlgang mit Erfolg gegen Leni Robert (gp) an.
Überraschend war die Abwahl des CVP-Vertreters Xaver Reichmuth (seit 1983) in
Schwyz. Die übrigen nicht Wiedergewählten waren Yvette Jaggi (sp, VD) und die beiden
Tessiner Camillo Jelmini (cvp), der seinen Sitz an die Lega verlor, sowie Franco Masoni
(fdp). Der Frauenanteil verschlechterte sich mit nur noch vier Gewählten auf 8,7% (1987:
10,9%). 10

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Für die Wahlen 2011 traten 38 Nationalrätinnen und Nationalräte und 12
Ständerätinnen und Ständeräte nicht mehr an. Damit gab es 2011 mehr Rücktritte als
2007; vor vier Jahren traten gesamthaft 24 Volks- und 14 Kantonsvertreterinnen und
-vertreter zurück. In drei Kantonen mussten mindestens die Hälfte der Nationalratssitze
ersetzt werden: im Kanton Tessin (vier von acht), in Graubünden (drei von fünf) und im
Kanton Schwyz (zwei von vier). Kein Sitz frei wurde in den Kantonen Wallis, Zug,
Schaffhausen, Neuenburg und Basel-Stadt. Den grössten Aderlass an bisherigen
Nationalräten hatte die FDP zu verkraften (10 Rücktritte). Von der SVP, der SP und der
CVP traten je acht Volksvertreterinnen und -vertreter nicht mehr an. Die Grünen
mussten zwei Rücktritte verteidigen und die BDP und die PdA je einen. André Daguet
(sp, BE) war zudem bereits per Ende Frühlingssession zurückgetreten, auch um damit
dem nachrückenden Corrado Pardini die Wahlchancen zu verbessern. Aus der kleinen
Kammer traten sechs Kantonsvertreter der FDP (Briner, SH; Büttiker, SO; Forster, SG;
Leumann, LU; Marty, TI und Schweiger, ZG), sowie je drei von der CVP (Inderkum, UR;
Maissen, GR; Stähelin, TG) und der SVP (Brändli, GR; Bürgi TG und Reimann, AG, der mit
Nationalrat Giezendanner eine Rochade plante) zurück. 11

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Luzern traten fünf Kandidierende an. Die FDP wollte mit dem seit 1995 im
Nationalrat vertretenen Georges Theiler ihren durch den Rücktritt von Helen Leumann
frei gewordenen Sitz verteidigen. Für die CVP stellte sich Konrad Graber wieder zur
Wahl. Herausgefordert wurde das Duo von Fredy Zwimpfer (svp), Giorgio Pardini (sp)
und Katharina Meile (gp). Die BDP und die GLP verzichteten auf eine eigene Kandidatur.
Weil die FDP mit der CVP für den Nationalrat keine Listenverbindung eingehen wollte,
kam es auch im Ständerat nicht zu einer gegenseitigen Empfehlung. 

Auch im Kanton Luzern kam es – wie bereits vor vier Jahren – zu einem zweiten
Wahlgang. Weil Graber (59'896) und Theiler (55'185) zwar nicht das absolute Mehr, aber
doch mit Abstand die meisten Stimmen erhielten, zogen sich Zwimpfer (35'239), Pardini
(27'564) und Meile (26'340) zurück. Der zu grosse Abstand zu den beiden Erstplatzierten
war für alle drei ausschlaggebend, obwohl etwa Pardini in der Stadt Luzern am meisten
Stimmen erhalten hatte. Nachdem Zwimpfer sich zurückgezogen hatte, anerbot sich die
gewählte Nationalrätin Yvette Estermann (svp), den zweiten Wahlgang anzutreten. Sie
wurde jedoch von der Parteileitung zurückgepfiffen. Somit kam es wie bereits vor vier
Jahren zu einem stillen zweiten Umgang und Graber und Theiler galten am 27. Oktober
mit Ablauf der Meldefrist als gewählt. 12

WAHLEN
DATUM: 27.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Spannung verhiess der Wahlkampf im Kanton Solothurn, traten doch gegen den
Bisherigen Roberto Zanetti (sp) mit Pirmin Bischof (cvp) und Kurt Fluri (fdp), der den
durch den Rücktritt von Rolf Büttiker frei gewordenen Sitz für den Freisinn verteidigen
sollte, sowie Walter Wobmann (svp) gleich drei amtierende Nationalräte an. Wobmann,
Fluri und Bischof bewarben sich zudem auch gleichzeitig wieder für eine Vertretung in
der grossen Kammer. Die Tierpartei, für die Barbara Banga-Schaad antrat, galt hingegen
zum Vornherein als chancenlos. Die BDP unterstützte zwar die Kandidaten von FDP und
CVP, zu einem symbolischen bürgerlichen Schulterschluss kam es aber nicht. Weder die
CVP noch die FDP oder die SVP unterstützten einen Kandidierenden der anderen
bürgerlichen Parteien.

Tatsächlich kam es zu einem zweiten Wahlgang, allerdings nur noch um einen der
beiden Sitze, da Zanetti (sp) mit 44'796 Stimmen bereits im ersten Umgang das absolute
Mehr erreicht hatte. Neben dem zweitplatzierten Bischof (41'529) trat auch der
überraschend deutlich distanzierte Fluri (29'392 Stimmen), nicht aber Wobmann
(25'356) und Banga-Schaad (5'764) noch einmal an. Zusätzlich reichte der Parteilose
Peter Brudermann seine Kandidatur ein. Für Wirbel sorgte der abgetretene Ständerat
Büttiker (fdp), der durchblicken liess, dass er für den zweiten Wahlgang antreten würde,
eine Kandidatur dann aber im letzten Moment ausschloss. Die BDP unterstützte den
FDP-Kandidierenden. Fluri schaffte es mit 23'440 Stimmen allerdings trotz dieser
Unterstützung nicht, den Sitz der FDP, der sich seit 1848 in der Hand des Freisinns
befunden hatte, zu verteidigen. Gründe für die historische Niederlage waren – neben
dem Wirbel um Büttiker – wohl auch die Beliebtheit von Bischof (31'829 Stimmen) über
die CVP-Grenzen hinaus aber auch die explizite Nicht-Unterstützung des FDP-
Kandidaten durch die SVP, die ihrer Wählerschaft empfohlen hatte, leer einzulegen,
weil sowohl Fluri als auch Bischof Christoph Blocher als Bundesrat abgewählt hätten.
Brudermann blieb erwartet chancenlos, erhielt aber immerhin 11% der Stimmen (6'844).
Die Beteiligung am zweiten Umgang betrug 36,7%. 13

WAHLEN
DATUM: 04.12.2011
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le thème de la neutralité a traversé l’entier du débat politique au cours de l’année sous
revue. Les échéances sur le vote d’une adhésion à l’ONU ont notamment conduit à deux
demandes parlementaires: la première, formulée par Rolf Büttiker (prd, SO) sous la
forme d’un postulat, exigeait du Conseil fédéral l’ouverture d’une large discussion
nationale sur la neutralité de la Suisse et ses implications onusiennes. Le
gouvernement a accepté le postulat, plaçant ce projet dans la continuité des prises de
position multiples du Conseil fédéral vis-à-vis de l’enjeu de la votation. La seconde,
présentée par Christoffel Brändli (udc, GR) via une recommandation, soulignait
l’importance, pour le Conseil fédéral, d’expliciter sa position de neutralité dans le texte
de sa demande d’adhésion à l’ONU. Joseph Deiss a aussitôt rendu public le texte à
transmettre aux Nations Unies en cas de vote positif. 14

POSTULAT
DATUM: 04.10.2001
FRANÇOIS BARRAS

Aussenwirtschaftspolitik

Par ailleurs, les Chambres fédérales ont décidé d'octroyer, pour la période de 1995 à
1998, un montant de CHF 52 millions au maximum à la continuation de l'aide financière
accordée à l'Office suisse d'expansion commerciale (OSEC). De ce montant total, CHF
40 millions seront affectés à l'OSEC, le solde étant destiné aux actions de promotion
des exportations organisées par les chambres de commerce suisses à l'étranger et
autres groupements à but non lucratif indépendants de l'OSEC. Après élimination des
divergences, les propositions Büttiker (prd, SO) et Cavadini (prd, TI) visant à attribuer en
outre un montant annuel d'un million de francs à l'OSEC pour assurer la participation
de la Suisse au réseau des Euro Info Centres (EIC) ont été acceptées par le parlement.
(c.f. aussi: Un arrêté fédéral concernant les Euro Info Centres) 15

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 15.12.1994
LIONEL EPERON
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Au mois de février, l’UE a annoncé unilatéralement et sans avertissement que les
produits communautaires importés en Suisse seraient taxés s’ils étaient réexportés vers
l’UE. La mesure devait s’appliquer à partir du 1er mars. La Suisse a immédiatement et
vivement protesté (notamment tout d’abord par la voix du seco), signalant qu’une telle
mesure représenterait une violation de l’Accord de libre-échange de 1972, qui prévoit la
franchise totale tant pour les produits industriels de l’UE que de la Suisse. De
nombreuses entreprises suisses ont également réagi à la nouvelle et ont fait part de
leurs inquiétudes. Le seco a obtenu, quelques jours plus tard, que le nouveau régime
douanier européen soit repoussé et réexaminé. Vers la mi-mai, l’UE est finalement
revenue sur sa décision et a renoncé à la mesure sans condition. Une interpellation
urgente Büttiker (prd, SO; 04.3021), déposée au Conseil des Etats lors de la session de
printemps, demandait des éclaircissements au Conseil fédéral concernant la
réintroduction de ce droit de douane sur les produits d’origine communautaire
réexportés à partir du 1er mars. Au Conseil national, ce ne sont pas moins de trois
interpellations urgentes qui ont été déposées presque simultanément à ce sujet au
début du mois de mars : une du groupe UDC, une du groupe socialiste et une du groupe
radical-libéral. Le gouvernement, très ferme sur cette question, a déclaré avoir
demandé à l’UE de revenir sur sa position. Il en allait, selon lui, de millions de francs et
de plusieurs milliers d’emplois. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.05.2004
ELIE BURGOS

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Der Ständerat unterstützte mit der Überweisung eines Postulats Büttiker (fdp, SO) die
vom Bundesrat eingeleiteten Bestrebungen, die Berechnungsart des schweizerischen
Konsumentenpreisindexes an diejenige des neuen „harmonisierten
Verbraucherpreisindexes“ (HVP) der EU anzupassen. Neben einheitlichen
Berechnungsformeln geht es dabei auch um die Definition eines durchschnittlichen
„Warenkorbes“ zur Gewichtung der einzelnen Preise. 17

POSTULAT
DATUM: 28.09.1998
HANS HIRTER

Strukturpolitik

Der Ständerat befasste sich bereits in der Herbstsession mit der Vorlage. Während
Eintreten auf das IHG unbestritten war, lehnte der Freisinnige Bisig (SZ) das Programm
"Regio Plus" grundsätzlich ab; er blieb aber mit 28 zu 8 Stimmen deutlich in der
Minderheit. In der Detailberatung zum IHG nahm der Rat keine bedeutenden
Änderungen vor. Er war auch nicht bereit, einem Antrag Büttiker(fdp, SO) auf
Umwandlung des Gesetzes in einen auf zehn Jahre beschränkten Bundesbeschluss
zuzustimmen. Der Antragsteller hatte vergeblich damit argumentiert, dass die geplante
neue Regelung des Finanzausgleichs neue Voraussetzungen für die Regionalpolitik
schaffen werde und zudem Subventionen ohnehin periodisch überprüft werden sollten.
In der Gesamtabstimmung passierte das IHG oppositionslos, das Programm "Regio plus"
mit drei Gegenstimmen.
Mit dem IHG soll weiterhin der Ausbau der regionalen Infrastrukturen (wozu auch
primär dem Tourismus dienende Anlagen gehören können) gefördert werden.
Voraussetzung für die Auszahlung von Bundesdarlehen bleibt wie bisher das finanziell
gleichwertige Mitengagement der Kantone. Neu soll gemäss dem Entwurf des
Bundesrates die Vollzugskompetenz aber weitgehend in die Hand der Kantone gelegt
werden. Im Rahmen eines vom EVD für die Kantone festgelegten Höchstbetrags können
diese selbst über die eingereichten Gesuche entscheiden. Als Instrumente sollen nur
noch zinsgünstige oder -freie Darlehen und keine Zinsverbilligungen und Bürgschaften
mehr zum Einsatz gelangen. Um die Darlehensnehmer zum sparsamen Mitteleinsatz zu
bewegen, ist vorgesehen, für die einzelnen Projekte nicht mehr einen fixen Anteil der
Endabrechnung zu übernehmen, sondern einen im voraus festgelegten Pauschalbeitrag
auszurichten. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.1996
HANS HIRTER
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Das Parlament verabschiedete einen auf fünf Jahre befristeten Bundesbeschluss über
die 
Förderung von Innovation und Zusammenarbeit im Tourismus. Im Ständerat blieben
die beiden Freisinnigen Büttiker (SO) und Schoch (AR) mit ihrer ordnungspolitischen
Kritik an dieser Staatsintervention allein. Der Rat hiess den Beschluss mit einigen
Detailkorrekturen gut. Die nationalrätliche Kommission beantragte zwar ebenfalls
Zustimmung, drückte aber doch gewisse Vorbehalte ordnungspolitischer Natur sowie
Skepsis gegenüber der Wirksamkeit der Massnahmen angesichts der geringen zur
Verfügung stehenden Mittel (18 Mio Fr. verteilt auf fünf Jahre) aus. Ihr aus dieser Skepsis
heraus formulierter Antrag, den grössten Teil des Kredits auf die Unterstützung einiger
weniger Projekte zu konzentrieren, wurde mit 88 zu 51 Stimmen angenommen und fand
in der Differenzbereinigung auch die Zustimmung der kleinen Kammer. 19

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER

Gesellschaftsrecht

Die am Ende des letzten Jahres vom Bundesrat beantragte Teilrevision der Vorschriften
im Obligationenrecht über die Rechnungslegung in Unternehmen wurde im
Berichtsjahr von der Rechtskommission des Ständerats beraten. Der Ständerat selbst
unterstützte mit Stichentscheid des Präsidenten eine Motion Büttiker (fdp, SO), die
verlangt, dass die neuen Bestimmungen besonders Rücksicht auf die Belange der KMU
nehmen und diese nicht zu sehr mit zusätzlichen Auflagen belasten. Die auch vom
Gewerbeverband geteilten Befürchtungen beziehen sich auf die neuen
Rechnungslegungsvorschriften und dabei vor allem auf die daraus entstehenden
Kosten. Von Experten wurden diese Einwände allerdings als masslos übertrieben zurück
gewiesen.
. 20

MOTION
DATUM: 17.12.2008
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Börsen

Nachdem in der Vernehmlassung über eine Teilrevision des Börsengesetzes keine
grundsätzliche Opposition auszumachen war, leitete der Bundesrat im November die
Vorlage dem Parlament zu. Ziel der Revision ist es, die Amtshilfe zwischen der
schweizerischen Börsenaufsicht und den Aufsichtsgremien ausländischer Börsen zu
erleichtern. Neu soll diese Amtshilfe von der Bankenkommission nicht mehr bewilligt
werden müssen, wenn sie dazu dient, Verstösse gegen die Einhaltung der
Verfahrensregeln an den Effektenmärkten zu untersuchen und die ersuchende
Aufsichtsbehörde an ein Amts- oder Berufsgeheimnis gebunden ist. Eine direkte
andere Verwendung (z.B. in steuerrechtlichen Verfahren) ist ausgeschlossen und muss
weiterhin über das normale Rechtshilfeverfahren abgewickelt werden. Der Ständerat
überwies zudem eine von Büttiker (fdp, SO) übernommene Motion Merz (fdp, AR),
welche verlangt, dass sich die Effektenhändler im Rahmen der Auskunftspflicht zur
Mehrwertsteuer auf das gleiche Berufsgeheimnis berufen können wie die Banken. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.11.2004
HANS HIRTER

Die von Büttiker (fdp, SO) übernommene Motion Merz (fdp, AR), welche verlangt, dass
sich die Effektenhändler im Rahmen der Auskunftspflicht zur Mehrwertsteuer auf das
gleiche Berufsgeheimnis berufen können wie die Banken, fand im Berichtsjahr auch in
der grossen Kammer Zustimmung. 22

MOTION
DATUM: 17.03.2005
HANS HIRTER
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Landwirtschaft

Agrarpolitik

La révision de la loi fédérale sur les denrées alimentaires et les objets usuels découlant
de la coopération avec l’UE a été adoptée par le plénum, moyennant une modification
toutefois. Celui-ci a adopté une proposition de minorité Rolf Büttiker (prd, SO), qui
demandait que les abattoirs ne soient pas soumis au versement d’émoluments
obligatoires à des fins de contrôle. Quant à la loi sur les épizooties, les députés ont
adopté les propositions de la commission sans en débattre. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
ELIE BURGOS

Agrarprodukte

Sur avis favorable du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté une motion
Leumann-Würsch (prd, LU), qui demandait au gouvernement d’intensifier, par des
essais pratiques en plein champ et d’autres mesures appropriées, la recherche du
secteur public dans le domaine de la coexistence, en Suisse, de végétaux
génétiquement modifiés et de cultures exemptes d’organismes génétiquement
modifiés (OGM), et de tenir compte des résultats ainsi obtenus lors de la mise en œuvre
de l’ordonnance sur la coexistence. 24

MOTION
DATUM: 13.03.2006
ELIE BURGOS

A l’instar du Conseil des Etats fin 2006, et sur avis favorable du Conseil fédéral, le
Conseil national a adopté une motion Leumann-Würsch (prd, LU), qui demandait au
gouvernement d’intensifier, par des essais pratiques en plein champ et d’autres
mesures appropriées, la recherche du secteur public dans le domaine de la
coexistence, en Suisse, de végétaux génétiquement modifiés et de cultures exemptes
d’organismes génétiquement modifiés (OGM), et de tenir compte des résultats ainsi
obtenus lors de la mise en œuvre de l’ordonnance sur la coexistence. 25

MOTION
DATUM: 20.09.2007
ELIE BURGOS

Au mois de juillet, le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la modification de
la loi sur le génie génétique (Prolongation du moratoire sur l’utilisation d’OGM dans
l’agriculture). Deux nouvelles dispositions sont introduites dans la loi sur le génie
génétique (LGG) du 21 mars 2003. La première, qui constitue l’essentiel de la révision,
consiste à intégrer dans cette loi une disposition transitoire qui prolonge de trois ans,
soit jusqu’au 27 novembre 2013, le moratoire sur l’utilisation d’OGM dans l’agriculture.
En proposant cette prolongation, le gouvernement entend s’assurer que le Programme
national de recherche 59 « Utilité et risques de la dissémination expérimentale des
plantes génétiquement modifiées » pourra se poursuivre et s’achever sans pression
politique excessive, et que la nécessité de légiférer, s’il y a lieu, sur la mise en
circulation dans l’agriculture de plantes, de semences et d’animaux génétiquement
modifiés se fondera sur les bases de décision scientifiques nécessaires. La deuxième
disposition introduite dans la LGG a pour but de régler au niveau de la loi le droit
d’opposition et le droit de recours, prévus dans le cadre de la procédure d’autorisation
concernant la dissémination ou la mise en circulation d’OGM destinés à être utilisés
dans l’environnement (ce qui nécessite en parallèle une modification de la loi sur la
protection de l’environnement du 7 octobre 1983).
En fin d’année, le Conseil des Etats a examiné cet objet. Au nom de la majorité de la
commission, Hermann Bürgi (udc, TG) a incité les députés à soutenir cette
prolongation. Helen Leumann (plr, LU) s’est opposée, au nom de la minorité de la
commission, à la prolongation en question, avant tout au regard de ses inconvénients
pour le pôle de recherche suisse. Malgré cela, le plénum s’est rallié à la majorité de la
commission par 23 voix contre 14. Il a en outre modifié le projet gouvernemental en
chargeant le Conseil fédéral d’édicter les dispositions d’exécution nécessaires pour la
mise en circulation d'organismes génétiquement modifiés d’ici au 27 novembre 2013,
date de l’expiration du moratoire. Au vote sur l’ensemble, les députés ont adopté le
projet amendé par 22 voix contre 13. 26

ANDERES
DATUM: 30.11.2009
ELIE BURGOS
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Le Conseil des Etats a en outre adopté, par 19 voix contre 11, un postulat Leumann (plr,
LU), qui demandait au Conseil fédéral d’intervenir plus activement dans le débat public
sur le génie génétique, en veillant à ce que les conclusions de la recherche sur la
biosécurité menée au cours des vingt dernières années soient notamment versées au
débat. Dans ce contexte, la députée demandait au gouvernement de présenter un
rapport au parlement, dans lequel seront examinés trois points en particulier : 1) la
manière dont le débat sur l'utilisation des techniques modernes de la biotechnologie
des plantes, en particulier sur les possibilités qu'elles offrent, a été mené en Suisse au
cours des trois à quatre dernières années ; 2) si des efforts suffisants ont été faits pour
promouvoir les connaissances de la population dans ce domaine ; 3) dans quelle
mesure le Conseil fédéral et l'Office fédéral de l'agriculture soutiennent activement la
diffusion et la prise en compte des résultats scientifiques, afin de favoriser
l'instauration d'un débat objectif, et reposant sur des faits, concernant le génie
génétique dans le domaine non humain. 27

POSTULAT
DATUM: 30.11.2009
ELIE BURGOS

Tierische Produktion

Le conseiller aux Etats Rolf Büttiker (prd, SO) avait déposé, en fin d’année 2006, une
motion qui demandait au Conseil fédéral de réaliser deux choses dans un délai d’une
année : 1) présenter des propositions concernant le développement du système
d’importation actuel, qui consiste à mettre aux enchères les contingents tarifaires de
bétail de boucherie et de viande ; 2) prendre rapidement des mesures efficaces pour
décharger la filière du bétail de boucherie et de la viande des coûts inhérents à
l’organisation actuelle du marché. Le Conseil des Etats a examiné cet objet au cours de
l’année sous revue. Lors du débat sur celui-ci, Rolf Büttiker a proposé de maintenir le
premier point de sa motion et de retirer le second point, afin de faire un geste en
direction du Conseil fédéral. La conseillère fédérale Doris Leuthard a toutefois
maintenu son opposition à la proposition en question. Par 21 voix contre 4, les députés
ont finalement adopté le premier point de la motion. Rolf Büttiker a été nommé
Président de l’Union professionnelle suisse de la viande au cours de l’année sous
revue. 28

MOTION
DATUM: 20.03.2007
ELIE BURGOS

Suite au débat sur cet objet au Conseil des Etats en 2007, le Conseil national a adopté à
son tour une motion Büttiker (prd, SO) qui, amputée d’une de ses deux revendications,
demandait au Conseil fédéral de présenter des propositions concernant le
développement du système d'importation actuel, consistant à mettre aux enchères les
contingents tarifaires de bétail de boucherie et de viande. La gauche et une partie du
PDC ont vainement tenté de s’opposer à l’adoption de cette motion, estimant que le
système actuel était satisfaisant et que cette question pourrait être rediscutée quoi
qu’il arrive dans le cadre des négociations en suspens à l’OMC et de la conclusion d’un
accord commercial de libre-échange agricole avec l’UE. 29

MOTION
DATUM: 03.03.2008
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté une motion Büttiker (plr, SO) chargeant le Conseil fédéral
de proposer des mesures liant davantage la production laitière à la surface fourragère
des producteurs laitiers dans l’objectif de réduire la surproduction structurelle de lait.
Le Conseil fédéral a estimé que la politique agricole 2014-2017, alors en consultation
(voir ici), fait des propositions allant dans le même sens que le motionnaire en
encourageant une production laitière et de viande basée sur les herbages et en
réattribuant les contributions pour animaux à la sécurité de l’approvisionnement. En
effet, il considère que les contributions pour animaux participent à la surproduction de
lait. Il juge toutefois que la proposition du motionnaire d’intervenir directement sur le
marché ne répond pas aux défis rencontrés. 30

MOTION
DATUM: 19.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Der Nationalrat bekräftigte mit Annahme der Motion Büttiker (fdp, SO) in der
Frühlingssession, dass die Milchproduktion in der Schweiz grundsätzlich an die
betriebseigenen Raufutterflächen gebunden werden soll. Damit sollen die Anreize für
eine Überproduktion und die damit verbundenen Importe von Kraftfutter eingedämmt
werden. Eine Mitte-Rechts-Minderheit, welche in der Abstimmung immerhin 40% des
Rates hinter sich zu scharen vermochte, hatte zu Bedenken gegeben, dass bereits
heute der Grossteil der Milchproduktion auf Raufutter basiere und dass
Markenprogramme existierten, welche die KonsumentInnen auf Produkte aus solcher
Produktion hinweisen würden. Weder diese Argumente noch der Hinweis auf den

ANDERES
DATUM: 13.03.2012
JOHANNA KÜNZLER
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zusätzlichen administrativen Aufwand für die Landwirte vermochte die Räte
umzustimmen. Das Anliegen fand in Form der Versorgungssicherheitsbeiträge auch
Eingang in die Revision des Agrargesetzes (vgl. hier). 31

Die Räte genehmigten 2014 die vom Bundesrat beantragte Abschreibung einer Motion
Büttiker (fdp, SO). Mit den neuen Direktzahlungsregelungen der Agrarpolitik 2014 bis
2017 sei gewährleistet worden, dass sich die Milch- und Fleischproduktion in der
Schweiz künftig verstärkt an den betriebseigenen Raufutterflächen orientiert. 32

MOTION
DATUM: 02.06.2014
JOHANNA KÜNZLER

Pflanzliche Produktion

Sur recommandation du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté, par 29 voix
contre 4, un postulat Leumann-Würsch (prd, LU), qui demandait au gouvernement
d’examiner si la recherche en Suisse dans le domaine de la prévention du feu bactérien
sur les arbres fruitiers devait être encouragée et si les méthodes de culture visant à
produire des variétés résistantes devaient être développées. La députée radicale
demandait en outre au Conseil fédéral d’examiner si le recours à des méthodes
modernes comme le génie génétique (qui permet de produire rapidement des
obtentions végétales nouvelles) ne devrait pas être envisagé sérieusement et encouragé
pour apporter une réponse durable à la menace de cette infection. 33

POSTULAT
DATUM: 18.09.2007
ELIE BURGOS

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Als Reaktion auf die Vorbehalte des Bundesrats zum Steuerpaket wegen der
Wohneigentumsbesteuerung überwies der Ständerat gegen den Antrag der Regierung
eine Empfehlung von Helen Leumann (fdp, LU). Diese forderte den Bundesrat auf, das
Steuerpaket in der bevorstehenden Volksabstimmung aktiv zu unterstützen,
namentlich im Bundesbüchlein. In seiner Stellungnahme betonte der Bundesrat, er
halte die Beschlüsse des Parlaments zur Wohneigentumsbesteuerung, die bei den
Abzügen für Unterhaltskosten und für Schuldzinsen zulasten der Steuereinnahmen weit
über die Anträge des Bundesrates hinausgegangen seien, verfassungsrechtlich,
finanzpolitisch sowie aus föderalistischer Sicht für äusserst problematisch. Da das
Parlament gegen den Antrag des Bundesrates zudem die drei einzelnen Vorlagen des
Steuerpakets miteinander verknüpft habe, sei eine differenziertere Haltung weder für
den Bundesrat noch für das Volk möglich. In den Abstimmungserläuterungen werde der
Bundesrat den Standpunkt des Parlamentes objektiv und vollständig zum Ausdruck
bringen und die Annahme der Vorlage beantragen, aber gleichzeitig auf seine
divergierende Meinung in Bezug auf die den Systemwechsel flankierenden Massnahmen
bei der Wohneigentumsbesteuerung hinweisen. Dasselbe Anliegen verfolgte auch das
gleich lautende Postulat 03.3563 von Nationalrat Hegetschweiler (fdp, ZH). 34

ANDERES
DATUM: 08.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Mit einer Motion forderte Helen Leumann (fdp, LU) den Bundesrat auf, das
Bundesgesetz über die direkten Bundessteuern (DGB)  einer Teilrevision zu
unterziehen . Konkret geht es um darum, jene Artikel aus dem Gesetz zu entfernen, die
durch den Wechsel der Vergangenheitsbemessung zur Gegenwartsbemessung obsolet
geworden sind. Der Bundesrat berichtete in seiner Antwort, dass die Vorarbeiten hierzu
schon weit gediehen seien und neben dem DBG auch gleich noch das Bundesgesetz
über die Steuerharmonisierung und das Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer in
der gleichen Art angepasst würden. Beide Räte überwiesen die Motion ohne
Diskussion. 35
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Voranschlag

Das vom Parlament verabschiedete Budget 2008 sah bei veranschlagten Ausgaben von
56 854 Mio Fr. und Einnahmen von 57 976 Mio Fr. einen Einnahmenüberschuss von 1122
Mio Fr. vor. Die veranschlagten Ausgaben lagen 1747 Mio Fr. oder 3,2% über dem Budget
des Vorjahres. Am meisten zusätzliche Mittel benötigten wie bereits im Vorjahr die
Finanzen und Steuern (+789 Mio oder +8,1%), die Bildung und Forschung (+343 Mio oder
6,6%) und die soziale Wohlfahrt (+278 Mio oder 1,6%). Der Bundesrat rechnete mit um
3,5% (+1,9 Mia) höheren Einnahmen als im Vorjahr. Mit höheren Erträgen rechnete er
vor allem bei der direkten Bundessteuer (+1,2 Mia oder 7,8%) und bei der
Mehrwertsteuer (+4,2% oder 820 Mio Fr.). Bei den Stempelabgaben (-275 Mio oder
-8,6%) und den Mineralölsteuern (-50 Mio oder -1,0%) rechnete er hingegen mit
Mindereinnahmen.

Bei der Debatte im Nationalrat um den Voranschlag der Eidgenossenschaft 2008 wurde
ein Antrag Schwander (svp, SZ), welcher den Voranschlag an den Bundesrat
zurückweisen wollte, um diesen um 700 Mio Fr. zu kürzen, abgewiesen. Bei den
Voranschlägen zu den einzelnen Verwaltungseinheiten gab es meist einen
Minderheitsantrag von linker Seite, welcher mehr Geld sprechen wollte und einen von
rechter Seite, welcher für eine Kürzung der veranschlagten Ausgaben eintrat. In den
meisten Fällen konnte sich keiner der Minderheitsanträge durchsetzen. Sehr knapp fiel
die Entscheidung bei einem Minderheitsantrag im Bereich des Bundesamtes für Sport
aus, wo eine linke Minderheit die Aufstockung der Mittel für die nationale Antidoping-
Agentur forderte. Mit einem Stichentscheid des Präsidenten wurde auch dieser Antrag
abgelehnt. Angenommen wurde lediglich ein Minderheitsantrag aus dem rechten Lager,
welcher sich gegen eine Aufstockung der jährlichen Einlage des Infrastrukturfonds beim
Bundesamt für Strassen ausgesprochen hatte. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat alle Bundesbeschlüsse an.

Differenzen zwischen den beiden Räten gab es in Bezug auf das Departement des
Inneren und das Bundesamt für Kultur. Der Nationalrat wollte den Kredit für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer um 4,6 Mio Fr. erhöhen. Der
Ständerat stimmte dem Nationalrat diesbezüglich zu. Auch beim Bundesamt für Sport
beschloss der Nationalrat eine Erhöhung des Kredits und zwar um 2 Mio Fr., welche
sowohl für den Funktionsaufwand im Globalbudget als auch für Entschädigungen der
Ausbildungsaktivitäten der Kantone verwendet werden. Auch hier stimmte der
Ständerat zu. Beim Eidgenössischen Personalamt beantragte der Nationalrat eine
Erhöhung des Kredites für die Lehrlingsausbildung und die Beschäftigung von
Praktikanten um 700'000 Fr. Auch diese Änderung nahm der Ständerat an. Beim
Bundesamt für Verkehr hatte der Nationalrat mit ziemlich eindeutiger Mehrheit (93 zu
56 Stimmen) den Beratungsaufwand um 800'000 Fr. gekürzt. Dieser Kürzung stimmte
der Ständerat ebenfalls zu.

Im Ständerat gab es ebenfalls einige Minderheitsanträge die scheiterten. Einerseits ein
Antrag Maissen (cvp, GR), welcher beim Bundesamt für Kultur mehr Geld für die
Förderung der Ausbildung junger Auslandschweizer sprechen wollte und gleichzeitig im
Generalsekretariat des Departements des Inneren Einsparungen machen wollte.
Andererseits ein Antrag Büttiker (fdp, SO), welcher dem Bundesamt für Sport mehr Geld
für die Schaffung einer nationalen Agentur gegen Doping sprechen wollte und ein
Antrag Fetz (sp, BS) und Berset (sp, FR), welcher die Position wirtschaftliche
Entwicklungszusammenarbeit aufstocken wollte. Erfolgreich war lediglich ein Antrag
Marty (fdp, TI), welcher Schweiz Tourismus mehr Geld sprechen wollte. Die sieben
Bundesbeschlüsse wurden einstimmig angenommen. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2007
LINDA ROHRER

Mit einer Motion wollte Ständerat Büttiker (fdp, SO) die Befugnisse der
Schweizerischen Steuerkonferenz (SSK)  beschneiden und diese wieder auf die
informelle Ebene zurückführen. Die SSK hat die Rechtsform eines Vereins, ihr gehören
alle 26 kantonalen Steuerverwaltungen und die Eidgenössische Steuerverwaltung an. Sie
unterstützt die Arbeit dieser Ämter mit Wegleitungen, Kreisschreiben und
Publikationen, die jedoch keinen bindenden Charakter haben. Die Motion Büttiker
richtete sich gegen den zunehmend grösseren Einfluss, den diese Institution auf die
Politik ausübe ohne dazu formal berechtigt zu sein. Der Bundesrat anerkannte
Probleme in der Kommunikation und im Dialog mit anderen Akteuren, empfahl jedoch
die Ablehnung der Motion, da er Probleme bei der rechtlichen Umsetzung sah. Gegen
diese Argumente nahm der Ständerat die Motion an. Im Nationalrat war von Sylvia
Flückiger-Bäni (svp, AR) eine gleichlautendende Motion (Mo. 09.3640) hängig. 37
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Im Vorjahr hatte der Ständerat gegen den Willen des Bundesrates eine Motion Büttiker
(fdp, SO) angenommen, die die Befugnisse der Schweizerischen Steuerkonferenz (SSK)
beschneiden und diese wieder auf die informelle Ebene zurückführen will. Der Vorstoss
richtet sich gegen den zunehmend grösseren Einfluss, den diese Institution auf die
Politik ausübt ohne dazu formal berechtigt zu sein. Auch im Nationalrat fand der
Vorstoss Gehör und wurde diskussionslos angenommen. Eine gleichlautende Motion
von Nationalrätin Sylvia Flückiger-Bäni (svp, AG) (Mo. 09.3640) wurde daraufhin
zurückgezogen. 38

MOTION
DATUM: 18.03.2010
NATHALIE GIGER

Finanzausgleich

Im Herbst befasste sich der Ständerat als Erstrat mit den Vorschlägen des Bundesrats
zur "Neuausgestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und
Kantonen" (NFA). Namens der vorberatenden Spezialkommission hielten Inderkum
(cvp, UR) und Cornu (fdp, FR) fest, dass als Alternative für das zur Debatte stehende
Projekt aus finanzieller Sicht nur eine materielle Steuerharmonisierung, aus
föderalistischer Sicht nur eine Neuaufteilung der Schweiz von den Kantonen in neue
Regionen in Frage käme. In der Eintretensdebatte wurde die generelle Stossrichtung
der NFA allgemein begrüsst. Einzig Gentil (sp, JU) kritisierte, dass die NFA zuviel
Gewicht auf die positiven Effekte des Wettbewerbs zwischen den Kantonen lege und
zuwenig auf die Festlegung von national gültigen Mindeststandards für staatliche
Leistungen (z.B. im Sozialbereich).

In der Detailberatung fasste der Ständerat auf Antrag seiner vorberatenden
Kommission die Bedingungen enger, unter welchen der Bund vorschreiben kann, dass
Kantonsaufgaben zwingend in Zusammenarbeit und mit Lastenausgleich erfüllt werden
müssen: Er beschloss erstens, die für solche allgemeinverbindliche Abkommen in Frage
kommenden neun Aufgabenbereiche Straf- und Massnahmenvollzug, kantonale
Universitäten, Fachhochschulen, Kultureinrichtungen von überregionaler Bedeutung,
Abfallbewirtschaftung, Abwasserreinigung, öffentlicher Agglomerationsverkehr,
Spitzenmedizin und Spezialkliniken sowie Institutionen zur Eingliederung und
Betreuung von Invaliden. abschliessend in der Verfassung (und nicht auf Gesetzesstufe)
aufzulisten; und zweitens siedelte er die Kompetenz, diese Abkommen
allgemeinverbindlich zu erklären (also renitente Kantone zum Beitritt zu verpflichten)
bei der Bundesversammlung und nicht beim Bundesrat an. Mit Hinweis auf die
Verpflichtung zur interkantonalen Zusammenarbeit verwarf der Rat einen Antrag
Büttiker (fdp, SO), der den Befürchtungen von Behindertenorganisationen, bei alleiniger
Zuständigkeit der Kantone käme es zu einem Leistungsabbau, Rechnung tragen wollte
und deshalb verlangte, dass der Bund bei Kantonen in Notlagen Leistungen zugunsten
der Eingliederung Invalider übernehmen sollte. Zum Schutz der ressourcenstarken
Kantone vor überbordenden Wünschen der vom Finanzausgleich Profitierenden führte
der Rat eine relative Begrenzung des Ressourcenausgleichs ein: Die Leistungen der
finanzkräftigen Kantone sollten höchstens drei Viertel der Aufwendungen des Bundes
betragen (der Bundesrat hatte diese Limite bei 100% angesetzt); ausserdem wurde die
Rücksicht auf die internationale steuerliche Konkurrenzfähigkeit in der Verfassung
verankert. Mit 22:16 Stimmen lehnte der Ständerat auf Antrag von Schmid (cvp, AI) die
vom Bundesrat vorgesehene beschränkte Verfassungsgerichtsbarkeit ab (Beurteilung
wegen Verletzung verfassungsmässiger Kompetenzen der Kantone durch ein
Bundesgesetz), kam den Ständen aber insofern entgegen, als er die Zahl der Kantone für
das Kantonsreferendum von acht auf fünf reduzierte. In der Gesamtabstimmung hiess
die kleine Kammer die Verfassungsbestimmungen zur NFA ohne Gegenstimme gut.

Die kleine Kammer stimmte auch dem zugehörigen Finanzausgleichsgesetz zu. Dabei
beschloss sie, dass der mit CHF 430 Mio. dotierte Härteausgleich für Kantone, welche
mit der neuen Regelung schlechter fahren, nach vier Jahren automatisch (um jährlich
5%) abgebaut werden soll und somit nach spätestens 24 Jahren ausläuft; Maissen (cvp,
GR) hatte eine jährliche Abnahme von 10% gefordert, während der Bundesrat dem
Parlament beim Abbau hatte freie Hand lassen wollen. In der Gesamtabstimmung gab es
zwar keine Gegenstimmen, aber einige Enthaltungen. Diese wurden zum Teil damit
begründet, dass der Rat einen Antrag Spoerry (fdp, ZH) abgelehnt hatte, welcher
verlangte, dass der neue Finanzausgleich erst in Kraft tritt, wenn auch der neue
Lastenausgleich (welcher die Sonderbelastungen der städtischen Agglomerationen
ebenfalls berücksichtigt) eingeführt ist. Enthaltungen gab es zudem wegen der
zeitlichen Begrenzung des Fonds für den Härteausgleich. 39
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Im Berichtsjahr wurden die Beratungen über die Neuordnung des Strommarktes
fortgeführt, es konnten jedoch noch nicht alle Differenzen ausgeräumt werden. Der
Ständerat widmete sich dem Geschäft in der Herbstsession. Seine vorberatende
Kommission hatte die Vorlage gebündelt und legte dem Plenum nur noch das
Stromversorgungsgesetz vor. In dieses wurde die Änderung des Energiegesetzes
(Förderung erneuerbarer Energien) als Anhang integriert. Auf die Änderung des
Elektrizitätsgesetzes sollte vorerst verzichtet werden. Der Rat trat auf die Vorlage ein.
Gemäss dem Vorschlag seiner Kommission entschied er, den Strommarkt in 2 Schritten
zu öffnen; in der ersten Etappe nur für Grossverbraucher und erst nach Ablauf von 5
Jahren auch für KMU und private Haushalte. Der zweite Öffnungsschritt wurde dem
fakultativen Referendum unterstellt. Ein Einzelantrag von Slongo (cvp, NW), den Markt
sofort für alle Firmen zu öffnen, lehnte der Rat mit 29:7 Stimmen klar ab.  Auf Antrag
seiner Kommission beschloss der Ständerat einstimmig, dass die grossen
Elektrizitätswerke ihre Netze in Aktiengesellschaften überführen und diese innert fünf
Jahren in eine nationale Netzgesellschaft integrieren müssen. Damit kam er sowohl den
Linken als auch den Anhängern eines unverfälschten Marktes entgegen, schaffte aber
eine weitere Differenz zum Nationalrat. Bereits die Eintretensdebatte zu den
erneuerbaren Energien zeigte grundsätzliche Differenzen zwischen Ratsrechter und
Ratslinker. Während linke und grüne Votanten eine weitergehende Unterstützung
forderten, warnten bürgerliche Vertreter vor zu grossen Erwartungen und erklärten,
man könne die Atomkraftwerke nicht einfach beiseite lassen. Der Rat beschloss, dass
die Wasserkraft bis zum Jahr 2030 um 5% ausgebaut werden soll. Die Kommission hatte
eine Steigerung von 7-8% angestrebt. Eine knappe Mehrheit mit Sommaruga (sp, BE) an
der Spitze lehnte diesen Vorschlag ab, weil sie befürchtete, dass dadurch der
Gewässerschutz noch stärker unter Druck geraten könnte. Als weitere Differenz zum
Nationalrat beschloss der Ständerat ein Sparziel. Der Endenergieverbrauch der privaten
Haushalte soll bis zum Jahr 2030 mindestens auf dem heutigen Niveau stabilisiert
werden. Den weitergehenden Antrag von Fetz (sp, BS), den Haushalt-Stromverbrauch
bis 2030 um 15% zu senken, lehnte die kleine Kammer deutlich ab. Nach kurzer
Diskussion nahm der Rat sodann einen Einzelantrag von Lauri (svp, BE) an, wonach im
Gesetz unterstrichen werden soll, dass neue Anlagen zur Energieerzeugung nur an
geeigneten Standorten errichtet werden dürfen. Dem Antragssteller ging es dabei in
erster Linie um Windkraftwerke. Bei der Einspeisevergütung für die Übernahme von
Strom aus erneuerbaren Energien entschied der Ständerat mit 31:4 Stimmen, dass die
Konsumenten einen Zuschlag von bis zu 0,5 Rappen pro Kilowattstunden zahlen sollen.
Die Kommission wollte Unternehmen mit Elektrizitätskosten von mehr als 10% der
Bruttowertschöpfung ganz von der Abgabe zur Finanzierung der Einspeisevergütung
befreien. Der Rat sprach sich mit 26:12 Stimmen dafür aus, Unternehmen mit hohem
Elektrizitätsverbrauch nur teilweise von dieser Gebühr zu entlasten. Im Gegensatz zum
Nationalrat möchte er auch den Strom aus neuen kleinen Wasserkraftwerken mit einer
Leistung bis zu 10 Megawatt kostengerecht vergüten und damit einen finanziellen Anreiz
zum Ausbau der Wasserkraft schaffen. Stark umstritten war die Verteilung der
Fördergelder auf die verschiedenen erneuerbaren Energien. Die Kommission wollte die
maximale Vergütung pro eingespeister Kilowattstunde (kWh) auf das dreifache des
Marktpreises beschränken. Da bei der Fotovoltaik die Produktionskosten weit über dem
dreifachen Strompreis liegen, wäre diese Vergütung für sie nicht kostendeckend.
Sommaruga (sp, BE) plädierte dafür, die Fotovoltaik nicht durch diese Obergrenze
faktisch von einer Weiterentwicklung auszuschliessen, sondern einen fixen Anteil von
höchstens15% der Einnahmen aus der Einspeisevergütung für ihre Förderung
einzusetzen. Dieser Vorschlag unterlag mit 23:22 Stimmen, wobei Ratspräsident
Büttiker (fdp, SO) den Stichentscheid fällte. Der Rat beschloss mit 25:18 Stimmen dem
Antrag von Epiney (cvp, VS) zu folgen und die maximale Vergütung pro eingespeister
kWh anfänglich auf das Fünffache, später auf das Vierfache und nach 11 Jahren auf das
Dreifache des Marktpreises zu beschränken.

Die Vorlage ging zur Differenzbereinigung zurück an den Nationalrat. Dieser schloss sich
in der Wintersession in den wesentlichen Punkten dem Ständerat an. Er war mit der
Bündelung des Geschäfts in einer einzigen Vorlage, mit der nationalen Netzgesellschaft
und mit dem Ziel der Verbrauchsstabilisierung bis 2035 einverstanden. Beim
Netzzugang blieb hingegen eine gewichtige Differenz zur kleinen Kammer bestehen. Der
Nationalrat befürwortete zwar, den Strommarkt in zwei Schritten zu öffnen und die
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vollständige Liberalisierung dem fakultativen Referendum zu unterstellen. Gegen den
Widerstand der linken Ratsmitglieder stimmte er aber mit 91:85 Stimmen einem
Minderheitsantrag von Rutschmann (svp, ZH) zu. Gemäss diesem Entscheid können sich
Kleinunternehmen zusammenschliessen und bereits in der ersten
Liberalisierungsetappe vom freien Marktzugang profitieren, falls sie einen gemeinsamen
Jahresverbrauch von mindestens 100 Megawattstunden aufweisen. Eine weitere
Differenz blieb beim Artikel über Massnahmen zur Sicherstellung der Stromversorgung
bestehen. Der Nationalrat folgte dem Kommissionsvorschlag und beschloss,
erneuerbare Energien bei der Strombeschaffung zu bevorzugen. Ein Minderheitsantrag
von Rutschmann (svp, ZH), der forderte, in diesem Punkt der kleinen Kammer zu folgen
und erneuerbare Energien nicht zu privilegieren, wurde mit 103:75 Stimmen abgelehnt.
Bei der Förderung von erneuerbaren Energien folgte der Nationalrat dem Antrag seiner
Kommission und beschloss, die Mehrkosten für den Ökostrom auf die Strompreise aller
Konsumenten zu überwälzen und einen Zuschlag von 0,6 Rappen pro Kilowattstunde
(kWh) zu erheben. Der Ständerat hatte einen Zuschlag von 0,5 Rappen beschlossen. Ein
Minderheitsantrag, der besonders stromintensive Unternehmen vom Zuschlag
ausnehmen wollte, wurde im Nationalrat mit 116:57 Stimmen verworfen. Ebenfalls
abgelehnt wurden zwei Minderheitsanträge die anstrebten, den Zuschlag bei 0,3 bzw.
bei 0,5 Rappen pro kWh festzusetzen. 40

Wasserkraft

La révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques a sans conteste constitué
l'enjeu majeur de la politique énergétique suisse durant l'année 1996. Au centre des
discussions particulièrement enflammées qui ont animé les Chambres fédérales
durant plusieurs jours a bien évidemment figuré le problème de l'augmentation des
redevances hydrauliques que les exploitants des centrales hydroélectriques se voient
contraints de verser annuellement aux cantons de montagne pour l'utilisation de leurs
ressources publiques en eau. Le débat sur cette question a principalement opposé
deux coalitions regroupant, pour l'une, les représentants des milieux industriels et de
l'économie électrique, et pour l'autre, les représentants des cantons alpins – toutes
tendances partisanes confondues – ainsi que des partis de la gauche en général qui, en
contrepartie de leur soutien aux revendications des cantons de montagne, ont obtenu
de ceux-ci la reprise des discussions devant conduire à terme à la ratification de la
Convention des Alpes.
Première des deux Chambres à se prononcer sur cet objet, c'est à l'issue d'un débat
fleuve que le Conseil des Etats a décidé – conformément à une proposition issue de la
majorité de sa Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie – de porter le montant de la redevance annuelle à CHF 80 par kilowatt de
puissance brute, soit une augmentation de CHF 10 par rapport aux CHF 70 retenus
initialement par le Conseil fédéral. Les deux propositions des minorités Iten (prd,
ZG)/Forster (prd, SG) et Leumann (prd, LU)/Cavadini (pl, NE) – l'une demandant que les
sénateurs s'en tiennent au projet du gouvernement, l'autre prévoyant d'arrêter le
montant de la redevance à CHF 60 jusqu'à la fin de l'an 2000, puis à CHF 70 francs dès
2001 – devaient ainsi être rejetées plus ou moins nettement. Parmi les partisans de la
plus forte hausse ont bien évidemment figuré les députés des cantons alpins qui ont
mis l'accent sur le fait que les CHF 80 retenus permettront d'améliorer la capacité
financière endogène des cantons de montagne, puisque cette augmentation devrait
leur permettre de se partager annuellement quelque CHF 130 millions de recettes
supplémentaires. Leurs arguments se sont heurtés à ceux des défenseurs des intérêts
des milieux industriels et énergétiques en particulier qui ont fait valoir qu'un pareil
accroissement du montant de la redevance nuirait à la compétitivité de la place
économique helvétique et menacerait par là-même le maintien de places de travail
dans le pays. Si par sa décision relative à la redevance hydraulique la Chambre haute a
ainsi fait une importante concession aux revendications des cantons de montagne, les
sénateurs ont en revanche refusé à une faible majorité de permettre à ces derniers de
prélever un supplément de CHF 40 au plus par kWh pour les bassins d'accumulation. La
proposition du député socialiste Onken (TG) – aux termes de laquelle la Confédération
est habilitée à percevoir un franc au plus par kilowatt pour dédommager les
collectivités publiques qui renoncent à l'utilisation de la force hydraulique pour des
motifs de protection de la nature et du paysage – a été par contre acceptée assez
largement. Lors du vote sur l'ensemble, la petite Chambre a finalement adopté par 29
voix contre 10 la révision de la loi sur l'utilisation des forces hydrauliques qui, hormis les
dispositions relatives à la redevance, introduit également de nouvelles prescriptions en
matière de compensation pour pertes d'impôts, de transformation des aménagements
hydro-électriques ainsi que de navigation et de protection du tracé des voies
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navigables.
C'est à l'issue d'un débat tout aussi animé, au cours duquel les arguments déjà
invoqués au sein du Conseil des Etats devaient être repris par de nombreux députés,
que le Conseil national a à son tour décidé d'augmenter la redevance hydraulique de
CHF 54 à 80 par année, et ce malgré les menaces de référendum proférées peu
auparavant par les milieux industriels et électriques. L'ensemble des propositions visant
à consentir des hausses plus modérées – telle que celle de la majorité de la
Commission de l'énergie (CHF 70, puis progressivement CHF 80 au cas où la situation
économique l'aurait permis) ou encore celle défendue par la majorité du groupe de
l'UDC (CHF 60 au plus jusqu'à la fin de l'an 2000, puis CHF 70 dès 2001) – a ainsi été
balayé par le front uni composé des représentants des cantons alpins et des partis de la
gauche en général. Le même sort devait être réservé à la position défendue par la
majorité des groupes radical et libéral, favorables aux CHF 70 retenus dans le projet du
gouvernement. Concernant le supplément pour les ouvrages de retenue, la Chambre du
peuple s'est ralliée de justesse à la décision du Conseil des Etats, puisqu'il a fallu que
ce soit le président de l'Assemblée fédérale, le libéral vaudois Jean-François Leuba, qui
départage les partisans et opposants à ce prélèvement supplémentaire. C'est en
revanche à une assez large majorité que les députés du Conseil national ont à leur tour
accepté d'autoriser la Confédération à percevoir un franc par kilowatt pour assurer les
montants compensatoires attribués aux cantons ou communes qui renoncent à
exploiter un cours d'eau à des fins énergétiques. 
La Chambre du peuple ayant introduit certaines modifications d'importance mineure
par rapport à la version adoptée par le Conseil des Etats, une procédure d'élimination
des divergences a dès lors été instituée. Principal objet de dissension entre les deux
Chambres, l'éventuelle exemption totale ou partielle de la redevance pour les petits
aménagements hydro-électriques à laquelle tenaient les sénateurs devait finalement
trouver également un écho favorable auprès du National. 41

Au cours de l’année sous revue, les Chambres fédérales se sont prononcées en faveur
de plusieurs interventions parlementaires ayant pour objectif de promouvoir l’énergie
hydro-électrique. Ainsi, le parlement a transmis une motion Büttiker (plr, SO) chargeant
le Conseil fédéral de créer, en collaboration avec les cantons, les conditions légales
nécessaires au développement des centrales de pompage-turbinage. Le texte voté
prévoit que la priorité soit donnée à l’élaboration de plans sectoriels pour
l’aménagement d’emplacements favorables à des centrales hydroélectriques à
accumulation. 42

MOTION
DATUM: 30.05.2012
LAURENT BERNHARD

Alternativenergien

Les sénateurs ont transmis un postulat Stähelin (pdc, TG) demandant au Conseil fédéral
de présenter un rapport sur les conditions de production du bioéthanol en Suisse et
sur les possibilités de développement, ainsi que sur les intentions du gouvernement en
la matière. Ce rapport doit notamment traiter des droits de douanes appliqués à
l’éthanol, de l’obligation d’ajouter du bioéthanol dans les carburants ordinaires
(essence et diesel), du soutien étatique à la production indigène et de l’importation de
matières premières destinées à cette production. La Chambre haute a aussi approuvé
un postulat Büttiker (prd, SO) chargeant le Conseil fédéral de présenter à intervalles
réguliers un rapport sur la consommation effective de carburants issus de matières
premières renouvelables et sur l’évolution de l’offre de biocarburants. Un tel rapport
doit permettre aux parlementaires d’évaluer l’efficacité de l’exonération des
biocarburants de l’impôt sur les huiles minérales et, le cas échéant, de prendre de
nouvelles mesures incitatives ou de changer de stratégie. 43
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Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

In Erfüllung der Motionen Büttiker (fdp, SO) (10.3921) und Hochreutener (cvp, BE)
(10.3914) sowie zweier Motionen der Kommissionen für Verkehr und Fernmeldewesen
(KVF) beider Räte (12.3330 / 12.3401), welche 2012 überwiesen worden waren, legte der
Bundesrat im Mai seine Botschaft zu Bau und Finanzierung eines 4-Meter-Korridors
auf den Zulaufstrecken zur NEAT am Gotthard vor. Das Geschäft enthielt das
Bundesgesetz über den Bau und die Finanzierung eines 4-Meter-Korridors sowie den
Bundesbeschluss über den Gesamtkredit. Um die Gotthardachse bis 2020 in einen
durchgehenden 4-Meter-Korridor umzubauen, sind zwischen Basel und der
Alpensüdseite 170 Ausbaumassnahmen umzusetzen. Dazu zählen Tunnelanpassungen
und Änderungen an Perrondächern, Fahrleitungen, Signalanlagen und Überführungen,
sowie der Neubau des Bözbergtunnels. Die Massnahmen in der Schweiz wurden auf
rund CHF 710 Mio. veranschlagt, die Massnahmen für Anschlüsse in Italien auf
CHF 230 Mio. Die Finanzierung könne zunächst über den FinöV-Fonds und später über
den Bahninfrastrukturfonds BIF vorgenommen werden. Der Bundesrat hielt fest, dass
die Mittel ausreichten, um neben allen beschlossenen Projekten im Rahmen von FABI
auch den 4-Meter-Korridor zu realisieren. Am 25. September trat der Ständerat ohne
Gegenantrag auf die Vorlage ein. Die KVF-SR stellte den Mehrheitsantrag, den Artikel 1
des Bundesgesetzes so zu ändern, dass nicht nur die Gotthardstrecke erwähnt wird,
sondern allgemein die Nord-Süd-Verbindung. Damit könnten auch Massnahmen auf der
Lötschberg-Linie ergriffen werden, ohne dass eine Gesetzesänderung notwendig
würde. Eine Minderheit Theiler (fdp, LU) beantragte die Annahme des bundesrätlichen
Vorschlages. Der Ständerat stimmte mit 23 zu 20 Stimmen für den Mehrheitsantrag. Die
von der KVF-SR in Artikel 2 beantragte Streichung der Massnahmen in
Giubiasco–Lugano Vedeggio (mit Kosten von CHF 10 Mio.) fand im Rat dagegen keine
Mehrheit, er folgte dem Antrag des Bundesrates mit 26 zu 9 Stimmen. Hinsichtlich der
Massnahmen für die Anschlüsse in Italien wollte die KVF-SR mit ihrem Mehrheitsantrag
aufnehmen, dass für A-fonds-perdu-Beiträge an Italien ein überwiegendes Interesse
der Schweiz gegeben sein muss. Ein Minderheitsantrag wollte verhindern, dass der
Bundesrat eine Carte blanche für finanzielle Vereinbarungen mit Italien erhält. Der Rat
folgte allerdings dem Mehrheitsantrag mit 31 zu 11 Stimmen und löste mit qualifiziertem
Mehr von 36 zu 6 Stimmen die Ausgabenbremse. Bei der Finanzierung forderte die
Mehrheit der KVF, dass diese zu einem Drittel aus Mineralölsteuererträgen und zu zwei
Dritteln aus FinöV bzw. FABI erfolgen solle. Der Minderheitenantrag Imoberdorf (cvp,
VS) beantragte dagegen die Annahme des bundesrätlichen Vorschlages, welcher eine
Finanzierung rein aus FinöV und später aus dem BIF vorsah. Gegen die Teilfinanzierung
mit Mitteln aus dem Strassenverkehr wurde vorgebracht, dass von diesen Mitteln
bereits sehr viel für den Schienenverkehr eingesetzt werde und dass eine weitere
Beanspruchung dieser Mittel die Zustimmung zur Vignettenpreiserhöhung und zu FABI
in den jeweiligen Volksabstimmungen gefährden könnte. Der Rat entschied deshalb
gegen weitere Mittel aus dem Strassenverkehr und nahm den Minderheitsantrag mit 28
zu 15 Stimmen an. Eine Minderheit Stadler (glp, UR) wollte schliesslich die zulässigen
Höchstmasse für Fahrzeuge und Fahrzeugkombinationen aufnehmen und zwar so, dass
sogenannte Gigaliner (mit einer Länge von 25 Metern und einem Gewicht von bis zu 60
Tonnen) nicht zugelassen würden. Gegen diesen Vorschlag wurde vorgebracht, dass die
Gesetzesebene der falsche Ort sei, um die Dimensionen von Fahrzeugen zu regeln und
er wurde entsprechend mit 23 zu 15 Stimmen abgelehnt. In der Gesamtabstimmung
nahm der Ständerat das Bundesgesetz einstimmig (bei 7 Enthaltungen) an. In der
Debatte des Bundesbeschlusses zum Gesamtkredit forderte der Mehrheitsantrag der
KVF-SR eine Erhöhung der Beiträge an Massnahmen in Italien (Lötschberg-Simplon-
Linie) um zusätzliche CHF 50 Mio. Dagegen wurde von Bundesrätin Leuthard
eingewendet, dass die Schweiz mit Italien in Verhandlungen stehe und es taktisch falsch
sei, den gesprochenen Betrag noch vor Abschluss der Verhandlungen aufzustocken.
Zudem sei es unschön gegenüber jenen Kantonen, deren Anliegen zu FABI aus
finanziellen Gründen zurückgestellt worden seien. Bei je 21 Stimmen für und gegen den
Mehrheitsantrag entschied der Stichentscheid des Präsidenten für den
Mehrheitsantrag. Die Ausgabenbremse wurde mit 24 zu 18 Stimmen gelöst und in der
Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Bundesbeschluss zum Gesamtkredit mit
26 zu 15 Stimmen an. Am 5. Dezember trat der Nationalrat ebenfalls ohne Gegenantrag
auf die Vorlage ein. Im Nationalrat wurden die gleichen Punkte diskutiert wie im
Ständerat. Die grosse Kammer folgte ihrer Schwester in der allgemeinen Formulierung
des Geltungsbereichs entgegen einem Minderheitenantrag Binder (svp, ZH), welcher die
Zustimmung zur bundesrätlichen Fassung forderte, mit 111 zu 73 Stimmen. Wie im
Ständerat waren auch im Nationalrat die Beiträge an Italien umstritten: Während der
Mehrheitsantrag der KVF-NR die Zustimmung zur ständerätlichen Fassung beantragte,
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forderte eine Minderheit 1 Binder (svp, ZH), dass der Bundesrat zwar selbständig
Darlehen an Italien vergeben dürfe, für A-fonds-perdu-Beiträge aber die Zustimmung
der Bundesversammlung vorzusehen sei. Eine Minderheit 2 Binder (svp, ZH) forderte die
integrale Streichung des Artikels zu Beiträgen an Italien. Begründet wurde dies mit dem
Territorialprinzip: Die Schweiz solle nur auf Schweizer Boden investieren. Dem wurde
von grünliberaler, sozialdemokratischer und grüner Seite entgegengehalten, dass die
NEAT ohne Anschluss im Süden nicht den vollen Nutzen zur Verkehrsverlagerung
entfalten könne. Der Mehrheitsantrag wurde den beiden Minderheitsanträgen deutlich
vorgezogen, Gegenstimmen kamen fast ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. Die
Ausgabe wurde mit 138 zu 48 Stimmen angenommen, nur die SVP-Fraktion trat auf die
Ausgabenbremse. Eine Minderheit Hardegger (sp, ZH) verlangte die Aufnahme von
Höchstmassen von Fahrzeugen und Fahrzeugkombinationen in Artikel 9 des
Strassenverkehrsgesetzes sowie einen entsprechenden Verweis im Bundesgesetz zum
4-Meter-Korridor. Wie schon im Ständerat wurde dagegengehalten, dass dafür die
Verordnungs- und nicht die Gesetzesebene vorgesehen sei. Der Nationalrat nahm den
Minderheitenantrag Hardegger trotzdem mit 119 zu 60 Stimmen an. In der
Gesamtabstimmung wurde das Bundesgesetz einstimmig mit 178 Stimmen bei 2
Enthaltungen angenommen. In der Debatte zum Bundesbeschluss über den
Gesamtkredit verlangte eine Minderheit Huber (fdp, UR), der bundesrätlichen Vorlage
nachzukommen und die vom Ständerat eingebrachten CHF 50 Mio. für Massnahmen in
Italien auf der Lötschberg-Simplon-Linie zu streichen. Der Nationalrat folgte aber
seiner Kommission und nahm den Bundesbeschluss im Sinne des Ständerates mit 104
gegen 72 Stimmen an, wobei die Gegenstimmen aus den Fraktionen von FDP und SVP
stammten. Die Ausgabenbremse wurde gelöst und mit 115 zu 67 Stimmen wurde das
Geschäft angenommen. Am 10. Dezember verhandelte der Ständerat die Differenz und
folgte dem Nationalrat darin, die Höchstmasse von Fahrzeugen nicht ins Bundesgesetz
zum 4-Meter-Korridor sondern ins Strassenverkehrsgesetz zu schreiben. In der
Schlussabstimmung vom 13. Dezember nahm der Ständerat die Vorlage mit 37 zu 1
Stimme an, der Nationalrat mit 143 zu 36 Stimmen. Die Gegenstimmen kamen
ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. 44

Strassenverkehr

Le Conseil des Etats a transmis tacitement au Conseil fédéral un postulat Büttiker (plr,
SO) (09.3102) en faveur d’une augmentation du nombre d’aires de repos pour les poids
lourds sur le réseau des routes nationales, notamment sur l’axe est-ouest. Les
sénateurs ont par ailleurs adopté, par 19 voix contre 10, une motion Jenny (udc, GL)
chargeant le Conseil fédéral de garantir le maintien de la circulation sur quatre voies
sur les routes nationales lors de travaux de construction et de transformation et de
prévoir le travail à deux équipes dans les appels d’offres pour l’adjudication de ces
chantiers afin d’en réduire la durée. 45

POSTULAT
DATUM: 10.12.2009
NICOLAS FREYMOND

In Beantwortung eines Postulats Büttiker (fdp, SO) verabschiedete der Bundesrat ein
Konzept zur Schaffung eines Netzes von 16 kleineren und grösseren Ausstellplätzen für
Lastwagen, verteilt im Abstand von rund einer Stunde Fahrzeit entlang der wichtigsten
Transitstrecken im Nationalstrassennetz. 46

BERICHT
DATUM: 21.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Eisenbahn

À la suite du Conseil national, le Conseil des Etats a approuvé une motion Fabio Pedrina
(ps, TI) (07.3272) visant à optimiser les capacités du réseau ferroviaire national par une
révision du système de tarification du sillon qui prenne en compte, d’une part, le
rapport entre l’offre et la demande et, d’autre part, la plage horaire. L’intégration de
ces deux critères doit faciliter la vente des sillons les moins attractifs grâce à un prix
plus faible. Les sénateurs ont par ailleurs assorti cette décision de principe de
directives relatives à sa mise en œuvre. Ils ont ainsi approuvé une motion Büttiker (prd,
SO) chargeant le Conseil fédéral de réviser l’ordonnance sur l’accès au réseau
ferroviaire d’ici à la fin du premier semestre 2009 en exploitant toutes les possibilités
offertes par la base légale en vigueur, puis de présenter un projet comportant les
modifications législatives nécessaires dans le cadre du troisième paquet de la réforme
des chemins de fer 2. Le Conseil national a quant à lui approuvé sans discussion une
motion Rime (udc, FR) (08.3596) identique à la motion Büttiker. 47
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À la suite du Conseil des Etats l’année précédente, le Conseil national a adopté
tacitement la motion Büttiker (prd, SO) chargeant le Conseil fédéral de réviser le
système de tarification du sillon afin d’optimiser les capacités du réseau national en
exploitant toutes les possibilités offertes par la base légale en vigueur. Le texte transmis
enjoint également le gouvernement de présenter, dans un second temps, un projet
législatif plus ambitieux dans le cadre du troisième paquet de la réforme des chemins
de fer 2. Le Conseil des Etats a quant à lui décidé de transmettre la motion jumelle
Rime (udc, FR) (08.3596) approuvée l’année précédente par la chambre du peuple. Sur
le même Sujet, le Conseil national a en outre transmis la motion Pedrina (ps, TI)
(07.3272) telle que modifiée formellement par le Conseil des Etats l'année
précédente. 48

MOTION
DATUM: 04.06.2009
NICOLAS FREYMOND

Im April nahm der Nationalrat diskussionslos ein Postulat seiner KVF an, das neben
einer konsistenten Terminalplanung und der Beschleunigung der bereits beschlossenen
ZEB-Projekte auch den 4-Meter-Korridor auf der Gotthardachse ab Eröffnung des
Gotthardbasistunnels forderte. Letzteres streben auch die Motionen Büttiker (fdp, SO)
(10.3921) und Hochreutener (cvp, BE) (10.3914) an, die beide im Verlauf des
Berichtsjahrs überwiesen wurden. Um den kostenintensiven Ausbau der Tunnels auf
den Zufahrtsstrecken zur NEAT auf eine Scheitelhöhe von vier Metern zu umgehen,
brachte ein Postulat Savary (sp, VD) (11.3490) das sogenannte Modalohr-Konzept ins
Spiel. Dieses sieht den Transport der Sattelanhänger auf speziell konstruierten
Niederflur-Doppelwagen vor. Die Kleine Kammer überwies auch das Postulat –
diskussionslos und einstimmig. 49

POSTULAT
DATUM: 05.11.2011
SUZANNE SCHÄR

Beide Räte setzten sich im Verlauf des Berichtsjahrs mit dem letzten Teil der 2005 in
Angriff genommenen Bahnreform 2 auseinander, die neben dem schienen- auch
Aspekte des strassen- und wassergebundenen öffentlichen Verkehrs neu regelt. Der
Bundesrat hatte die Botschaft zum Bundesgesetz über den zweiten Schritt der
Bahnreform 2 im Vorjahr (2010) verabschiedet. Politisch umstritten war das über
verschiedene Gesetze verteilte Massnahmenpaket hauptsächlich in zwei Punkten: In der
Frage des diskriminierungsfreien Netzzugangs für alle potenziellen Bahnbetreiber
(Wettbewerb bei der Trassenvergabe und damit beim Betrieb) sowie beim
Ausschreibeverfahren im regionalen Personenverkehr (vorerst auf der Strasse). Weniger
umstritten war die Stärkung der Schiedskommission im Eisenbahnverkehr. Bis anhin
Schlichtungsstelle für Streitigkeiten über Netzzugänge oder Trassenpreise, soll sie neu
auch Marktüberprüfungen auf diskriminierendes Verhalten durch einzelne
Marktteilnehmer vornehmen und Sanktionen aussprechen können. Keine Diskussionen
provozierten jene Bereiche der Botschaft, die formale Anpassungen des
Behindertengleichstellungs- und des Bundesgerichtsgesetzes, die Schaffung von
Grundlagen zur Gewährleistung der technischen Verträglichkeit, sprich
Interoperabilität, des schweizerischen mit dem europäischen Schienennetz, einen
Beitrag der Konzessionäre des öffentlichen Verkehrs an die Vorhaltekosten der
(kantonal organisierten und finanzierten) Wehrdienste sowie die Einführung eines
Alkoholgrenzwerts für die private Binnenschifffahrt forderten. (Zum ersten, 1999
umgesetzten Teil der Bahnreform siehe auch hier (1998) und hier (1999).

Die Grosse Kammer beschloss die Botschaft zum Bundesgesetz über den zweiten
Schritt der Bahnreform 2 als Erstrat mit 162 zu 1 Stimme Eintreten ohne Gegenantrag.
Die Anpassungen des Behindertengleichstellungs- und des Bundesgerichtsgesetzes
wurden stillschweigend angenommen. Auch unbestritten waren die Bestimmungen zur
Interoperabilität sowie zur Kompetenzausweitung der Schiedskommission. Zur
konkreten Ausgestaltung des Personenbeförderungsgesetzes präsentierte eine
Mehrheit der KVF-NR eine Präzisierung der Bundesratsvorlage. Im Grundsatz
unterstützte sie die gesetzliche Verankerung des Wettbewerbs im regionalen
Personenverkehr, schrieb aber die vom Bundesrat vorgesehene Ausnahmeklausel in
eine zweite, vollwertige Vergabevariante in der Form einer Leistungsvereinbarung ohne
vorangehende Ausschreibung um. Damit suchte sie, für bestehende Leistungsträger die
Planungssicherheit zu erhöhen und bei kleineren, weniger lukrativen und marktfähigen
Angeboten aufwendige Ausschreibungsverfahren zu verhindern. Die Grosse Kammer
folgte mit 108 zu 55 Stimmen der Kommissionsmehrheit. Stillschweigend nahm der
Nationalrat auch eine Präzisierung der Bussenbestimmungen zum Schwarzfahren im
Nahverkehr an. Dies nachdem das Bundesgericht in den Strafbestimmungen des
Personenbeförderungsgesetztes eine eigentliche Gesetzeslücke moniert hatte. In
seinem Entscheid hielt das Gericht fest, dass die in Art. 57 des
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Personenbeförderungsgesetzes enthaltene Strafandrohung nur im Fall eines nicht
entwerteten Fahrausweises zutreffen würde, nicht aber auf den Sachverhalt eines nicht
gelösten Einzelbilletts anzuwenden sei und damit der Grundsatz „keine Strafe ohne
Gesetz“ zutreffe. Zum Personenbeförderungsgesetz wurden sechs Minderheitsanträge
eingereicht, die mit Ausnahme des Vorstosses von Rotz (svp, OW) alle von der
Ratslinken stammten. Letzterer versuchte vergeblich eine Darlehensbestimmung zu
kippen, die über die Zusatzbotschaft zur Bahnreform 2 per 1.1.2010 in Kraft getreten
war. Demnach können Darlehen an Unternehmen des regionalen Personenverkehrs
umgewandelt oder sistiert werden, um den betroffenen Unternehmungen, die aufgrund
des Abgeltungsmechanismus kaum Reserven bilden können, Modernisierungen und
Sanierungen zu ermöglichen. Die fünf Minderheitsanträge der Ratslinken fokussierten
auf die Angebotsplanung und die prinzipielle Ausgestaltung des
Ausschreibungsverfahrens im regionalen Personenverkehr. Ein Vorstoss Teuscher (gps,
BE) verlangte, dass bei der Bestimmung des Verkehrsangebots und der entsprechenden
Abgeltung auch der Aspekt der Grunderschliessung zu berücksichtigen sei. Das
Ansinnen wurde mit 77 zu 79 Stimmen knapp abgelehnt. Auch chancenlos waren zwei
Anträge Hämmerle (sp, GR), die den Bahntransport aufgrund seiner hohen
ökonomischen Komplexität gänzlich aus der Ausschreibungsplanung ausnehmen
wollten. Die Minderheitsanträge Levrat (sp, FR) und Lachenmeier (gp, BS), die im
Kontext von Grundversorgung und Wettbewerbsverzerrung auf eine Einschränkung der
Ausschreibung abzielten, fanden nur im eigenen Lager Unterstützung. In der
Gesamtabstimmung passierte die Vorlage mit 162 zu 1 Stimme.

Auch der Ständerat beschloss Eintreten ohne Gegenantrag auf den zweiten Teil der
Bahnreform 2. In der Frage des freien Netzzugangs hatte sich eine
Kommissionsmehrheit für eine Beschränkung auf den internationalen
Güterverkehrskorridor und die Bedingung der Reziprozität für internationale
Abkommen ausgesprochen. Eine Minderheit Büttiker (fdp, SO) plädierte für die
diskriminierungsfreie Variante, ohne dabei aber das von der Kommissionsmehrheit
portierte Reziprozitätsprinzip in Frage zu stellen. Knapp, mit 18 zu 16 Stimmen
entschied sich der Ständerat für diesen Minderheitsantrag und folgte damit dem
Bundes- und Nationalrat. Im Gegensatz zur Grossen Kammer sprach er sich damit aber
für die prinzipielle Verankerung des gegenseitigen Netzzugangs bei internationalen
Verträgen aus. Die Präzisierung des Ausschreibungsverfahrens war auch im zweiten Rat
unbestritten. Desgleichen unterlagen auch hier jene Stimmen, die eine grundsätzliche
Beschränkung der Ausschreibung auf den konzessionierten Busverkehr erreichen
wollten. Die Kleine Kammer band die Besteller zusätzlich an die Auflage, bei der
Ausschreibungsplanung die Grundversorgung zu berücksichtigen – ein Anliegen, das der
Erstrat noch knapp abgelehnt hatte. Vor dem Hintergrund der schwierigen Finanzierung
des öffentlichen Verkehrs folgte der Ständerat einem Kommissionsvorschlag, der die
Rechtsgrundlagen für die Tarifgestaltung flexibilisieren will. Die Kleine Kammer passte
damit die Tarifbestimmungen des Personenbeförderungsgesetzes dahingehend an, dass
die Transportunternehmungen die Kosten, die mit dem vom Bundesrat bestellten
Angebot zusammenhängen, angemessen auf die Tarife und damit auf die Nutzer
übertragen können. Zusätzlich unterstützte die Ratsmehrheit eine von der Kommission
vorgeschlagene Anpassung des Bundesgesetzes vom 20. März 1998 über die
Schweizerischen Bundesbahnen. Dabei wurde die Tarifgestaltung bzw. Preissetzung im
Personenfernverkehr verbindlich von den Gewinnvorgaben abhängig gemacht, wie sie in
der Leistungsvereinbarung zwischen dem Bund und der SBB festgehalten werden. Mit
dem Ersatz des Äquivalenzprinzips durch ein betriebswirtschaftliches Primat bei der
Preisgestaltung wurde die bisherige Rolle des Preisüberwachers in der Tarifgestaltung
für den öffentlichen Verkehr gegen dessen Willen in Frage gestellt. In seinem
Jahresbericht monierte dieser denn auch ein Aushebeln des
Preisüberwachungsgesetzes. In einem Kompromissvorschlag schlug das BAV Ende Jahr
vor, das Interventionsrecht, ein eigentliches Vetorecht des Preisüberwachers bei den
Bahntarifen, in ein Anhörungsrecht anlässlich der Bestimmung der finanziellen
Eignerziele umzuwandeln. Die modifizierte Vorlage passierte die Abstimmung im
Ständerat einstimmig.
Der Nationalrat ging die Differenzbereinigung noch Ende Jahr an. Mit den Stimmen der
Grünen, Grünliberalen und der SP sowie 26 von insgesamt 28 CVP-Stimmen schwenkte
er in der Frage der Reziprozität auf die Linie des Ständerats um und beschloss deren
gesetzliche Verankerung. Die vom Ständerat im Personenbeförderungsgesetz ergänzten
Tarifbestimmungen wurden angenommen, wobei der Passus ergänzt wurde, dass
ordentliche Fahrkarten keinen Gültigkeitseinschränkungen bezüglich Zeit, Strecke und
Transportmittelkategorie unterstellt werden dürfen. Desgleichen wurde die vom
Ständerat festgehaltene Pflicht zur Berücksichtigung lokaler und regionaler Strukturen
in der Ausschreibungsplanung übernommen. Hingegen strich der Nationalrat auf Antrag
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seiner Kommission den vom Ständerat im SBB-Gesetz eingefügten Passus zur
Tarifgestaltung. Die Diskussion der Differenzen im Ständerat ist für die Frühjahrsession
2012 traktandiert. 50

Luftfahrt

Les chambres se sont saisies du projet gouvernemental de modification de l’art. 86 de
la Constitution fédérale et de création d’un financement spécial en faveur du trafic
aérien. Cette révision constitutionnelle établit la base juridique nécessaire à la création
d’un fonds spécial en faveur de mesures environnementales, de contrôle et de sécurité
dans le domaine aéronautique et alimenté par la moitié du produit de l’impôt sur le
kérosène et la totalité de la surtaxe. Fin 2007, le Conseil national avait décidé, par 106
voix contre 76, d’entrer en matière malgré la vive opposition des groupes socialiste et
écologiste, ainsi que de députés radicaux et PDC qui critiquaient le manque de clarté
des objectifs du fonds et la disproportion des moyens (révision constitutionnelle) et
des fins (financement de CHF 44 millions par an, selon les chiffres 2006). Au cours de
l’année sous revue, lors de la discussion par article, plusieurs amendements ont été
proposés afin de préciser la notion de « mesures de protection de l’environnement ».
Tous ont été rejetés, le plénum se ralliant à l’opinion de la majorité de la CTT-CN,
laquelle a jugé que les précisions utiles à la mise en œuvre du fonds trouveraient leur
place au niveau législatif et non constitutionnel. Sur proposition de sa commission, le
plénum a modifié le projet afin d’intégrer des mesures de sécurité ne relevant pas de
l’Etat (contrôle des bagages, surveillance des avions, etc.) dans le catalogue des
mesures bénéficiant du soutien du fonds. Au vote sur l’ensemble, le projet ainsi
modifié a été approuvé par 110 voix contre 61 et 1 abstention, la majorité bourgeoise le
soutenant et les groupes socialiste et écologiste le rejetant unanimement.

Le Conseil des Etats s’est quant à lui rallié au Conseil fédéral, estimant que les mesures
de sécurité se limitent à la lutte contre les actes de malveillance contre le trafic aérien.
De la responsabilité de l’Etat, ces tâches sont actuellement financées par le budget de
la Confédération et le seront désormais par le fonds spécial. Les sénateurs ont ainsi
exclu que le fonds prenne en charge des tâches incombant aux entreprises exploitant
les aéroports et aux compagnies aériennes. Le Conseil national a réitéré sa prise de
position, faisant valoir que les attentats et les détournements visent l’Etat et non les
entreprises du transport aérien. La chambre haute a, pour sa part, cédé en suivant, par
25 voix contre 17, l’avis d’une minorité Rolf Büttiker (prd, SO). Elle a ainsi adopté une
formulation de l’art. 86, al. 3bis let. b équivalente sur le fond à celle du Conseil national,
mais qui, du point de vue formel, supprime l’expression – constitutionnellement
absurde – « ne relevant pas de l’Etat » (« nichthoheitlichen ») de la version initialement
adoptée par la chambre basse. Il en résulte que les tâches de sécurité dont la
responsabilité incombe aux autorités publiques seront financées par le budget
ordinaire de l’Etat, tandis que celles incombant aux entreprises du secteur aérien
bénéficieront du soutien du fonds spécial. La chambre basse s’est ralliée à cette
formulation sans discussion et, en votation finale, le projet a été adopté par 124 voix
contre 63 au Conseil national et par 33 voix contre 7 au Conseil des Etats. Au vu du
résultat des délibérations, le Conseil national a estimé que les objectifs visés par
l’initiative Hegetschweiler (prd, ZH) (00.414) étaient atteints et décidé de la classer. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Angesichts der breiten Opposition unternahm die ständerätliche Kommission für
Umwelt, Raumplanung und Energie (Urek) im November einen Versuch zur Rettung der
Vorlage. Namentlich schlug sie vor, den vom Nationalrat erteilten Freipass für die
Zweckentfremdung alter, das heisst vor 1980 erstellter Gebäude wieder zu streichen.
Auch beim sogenannten Rustico-Artikel fasste sie das RPG wieder etwas enger, indem
sie daran festhielt, dass nur «gut erhaltene» Bauten landwirtschaftsfremd als
Wohnraum umgenutzt werden dürfen. Der Ständerat folgte seiner Kommission in
diesen beiden Punkten in der Wintersession. Ein Minderheitsantrag Leumann (fdp, LU),
die eine Lanze für das Gewerbe generell brechen und es auch zugezogenen Personen
ohne Beziehung zur Landwirtschaft erlauben wollte, in ihren neu erworbenen
Bauernhäusern eine kleingewerbliche Tätigkeit auszuüben (etwa ein Photostudio),
wurde mit 21 gegen 11 Stimmen abgelehnt. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1997
EVA MÜLLER
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Mit einer Motion forderte Ständerat Büttiker (fdp, SO) die Behebung von
Widersprüchen zwischen Umweltschutz- und Raumplanungsrecht. Das
Raumplanungsgesetz schreibt die Konzentration von Nutzungen vor. Die
Umweltschutzgesetzgebung enthält flächendeckende Vorschriften über die zulässige
Luftbelastung. Aus der Sicht des Motionärs werden raumplanerisch erwünschte
Nutzungen dadurch oft verunmöglicht. Aus planerischer Sicht sei die Ansiedlung eines
Unternehmens in verkehrstechnisch gut erschlossenen Räumen sinnvoll, stehe aber oft
im Konflikt mit den herrschenden Grenzwerten für die Luftbelastung. Die Motion
verlangt vom Gesetzgeber, dass deshalb die Grenzwerte flexibler gestaltet werden. In
seiner schriftlichen Stellungnahme pflichtete der Bundesrat dem Motionär bei, dass die
vom Gesetzgeber verlangte Abstimmung von Raumplanung und Umweltschutz in der
Praxis nicht immer reibungslos zu erfüllen ist. Dennoch war er der Meinung, dass der
Vorstoss schliesslich unbegründet sei. Er ortete die auftretenden Probleme weniger in
der Gesetzgebung sondern beim Vollzug. Die Bundesämter für Raumplanung und für
Umwelt, Wald und Landschaft sollen deshalb in einer intensiven Zusammenarbeit
prüfen, wie sich der Vollzug grundsätzlich verbessern lässt. Der Ständerat hiess die
Motion mit 16 zu 14 Stimmen gut und hielt sich damit nicht an den Vorschlag des
Bundesrates, sie in ein Postulat umzuwandeln. 53

MOTION
DATUM: 10.03.1999
DANIEL BRÄNDLI

Erneut befassten sich die Räte mit dem Problem der Innenstadtförderung. Von der
Stadtplanung erwünschte Konzentrationen von Bauten wie Industrie- und
Gewerbegebäude werden durch Umweltschutznormen oft verunmöglicht. Die Vertreter
der Wirtschaft im Parlament sind deshalb an einer Sonderregelung der Grenzwerte für
Städte und Ballungszentren interessiert, insbesondere an einer Herabsetzung der
Lärmschutz- und Luftreinhaltebestimmungen. Der Ständerat hatte im Vorjahr eine
Motion Büttiker (fdp, SO) mit diesem Anliegen an den Nationalrat überwiesen. Die
Mehrheit der UREK des Nationalrats empfahl nun diesen Vorstoss zur Ablehnung. Die
Grüne Teuscher (BE) erklärte, dass die Kommissionsmehrheit eine Anpassung der
Grenzwerte verhindern wolle. Hegetschweiler (fdp, ZH) entgegnete im Namen einer
Kommissionsminderheit, gerade in gut erschlossenen Räumen könne eine Ansiedelung
verkehrsintensiver Nutzungen durchaus sinnvoll sein. Bundesrat Leuenberger gab zu
bedenken, dass es sich hierbei nach Auffassung des Bundesrates um ein Problem des
Vollzugs handle und dass deshalb keine gesetzlichen Anpassungen notwendig seien. Mit
der Eingliederung des Bundesamtes für Raumplanung (neu: Bundesamt für
Raumentwicklung) ins UVEK, welchem auch das Buwal angegliedert ist, sei eine bessere
Koordination gewährleistet. Gegen Bundesrat und Kommissionsmehrheit beschloss der
Rat mit 78 zu 66 Stimmen die Überweisung der Motion. Grundsätzlich anerkannte die
Kommission aber das Problem der teilweisen Widersprüchlichkeit zwischen
Raumplanungs- und Umweltschutzrecht. Sie reichte daher eine eigene Motion zur
umweltgerechten Innenstadtförderung ein (99.3574). Wegen der durch Bau- und
Umweltauflagen auferlegten Einschränkungen seien viele Industriebetriebe an nicht
geeignete Standorte wie den Grüngürtel ausgewichen. Diese Entwicklung müsse in
Zukunft unterbunden werden. Die Motion war in beiden Räten erfolgreich. 54

MOTION
DATUM: 05.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

In Umsetzung der Motionen Büttiker (fdp, SO) und UREK-NR erarbeiteten die
Bundesämter BAFU und ARE im Dialog mit Kantonen, Städten sowie Grossverteilern
eine Empfehlung, welche die Kantone auffordert, die Standorte verkehrsintensiver
Einrichtungen (Einkaufszentren, Fachmärkte und Freizeitanlagen) frühzeitig in den
kantonalen Richtplan aufzunehmen. Siehe auch die Antwort des Bundesrat auf eine
Interpellation Bernhardsgrütter (gp, SG) (Ip. 06.3454). Migros, Coop, Manor und Ikea
schlossen sich mit Immobilieninvestoren zum Verband „Espace.mobilité“ zusammen,
um sich für eine wirkungsorientierte Raumplanungs- und Umweltpolitik einzusetzen.
Konkret verlangen sie bessere Rahmenbedingungen für Bauinvestitionen, raschere
Planungs- und Bewilligungsverfahren sowie den Einbezug aller öffentlichen und
privaten Interessen. 55

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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Wohnungsbau und -eigentum

In der Herbstsession lehnte der Ständerat einen Systemwechsel bei der
Wohneigentumsbesteuerung ab und schuf damit eine gewichtige Differenz zum
Nationalrat. In der Eintretensdebatte beantragte Kommissionssprecher Schiesser (fdp,
GL), die Eigenmietwertbesteuerung nicht abzuschaffen und damit auf einen
Systemwechsel zu verzichten. Stattdessen solle die Eigenmietwertbesteuerung im
Rahmen der geltenden Ordnung optimiert werden. Konkret beantragte er eine
Reduktion des Eigenmietwerts auf 60% des Marktwerts, eine griffige Härtefallregelung
und die Einführung eines Bausparmodells. Der vom Nationalrat im Vorjahr beschlossene
Systemwechsel löse zwar das Problem der gerechten Festlegung des Eigenmietwerts,
und das Schuldenmachen werde nicht mehr belohnt, doch erfordere er für
Ersterwerber Abfederungen, die vermutlich mehr kosteten, als vom Bundesrat
veranschlagt. Deshalb sei die geltende Ordnung mit der Möglichkeit des unbegrenzten
Abzugs der Schuldzinsen und der Unterhaltskosten einem Systemwechsel vorzuziehen.
Leuenberger (sp, SO) plädierte für Nichteintreten, da die zusätzlichen
Steuererleichterungen – nach den Entlastungen bei der Familienbesteuerung – für den
Bund nicht finanzierbar seien. Namens der CVP-Fraktion forderte David (cvp, SG)
sowohl eine steuerliche Entlastung der Familien als auch eine Entlastung des
Wohneigentums und damit einen Systemwechsel. Bundesrat Villiger hielt einen
Systemwechsel nicht für zwingend, doch sei das heutige System nicht gerecht, weil es
Begüterte, wenn sie die Abzugsmöglichkeiten geschickt nutzten, deutlich bevorzuge.
Der Rat trat auf die Vorlage ein und lehnte mit 23:13 Stimmen den Antrag David und
damit den Systemwechsel ab. In der Detailberatung folgte die kleine Kammer
grossmehrheitlich den Anträgen ihrer WAK: Sie beschloss eine Reduktion des
Eigenmietwerts auf 60% des Marktmietwerts und lehnte einen Antrag Plattner (sp, BS)
und die Empfehlung des Bundesrats, der nur auf zwei Drittel des Marktwerts
hinuntergehen wollte, ab. Anschliessend setzte sich eine Minderheit Dettling (fdp, SZ)
durch, die in Härtefällen den Eigenmietwert bis zur Hälfte herabsetzen wollte – die
Kommissionsmehrheit hatte nur bis zu zwei Drittel zugestehen wollen. Die maximale
Höhe der abziehbaren Schuldzinsen wurde unverändert aus der alten Regelung
übernommen (Vermögensertrag plus CHF 50'000). Beim Bausparen folgte die kleine
Kammer dem Vorschlag des Bundesrats und lehnte das basellandschaftliche Modell, das
der Nationalrat favorisiert hatte, ab. Zusätzlich wurde die Behandlungsfrist der
Parlamentarischen Initiativen Bisig (99.413), Büttiker (99.412) und Maissen (98.458) um
zwei Jahre verlängert. In der Wintersession hielt der Nationalrat auf Antrag seiner
Kommission gegen die Stimmen der FDP und der SVP an der Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung fest. Gegen die Stimmen der Grünen und der SP bekräftigte
er auch seinen Entscheid für das basellandschaftliche Modell des Bausparens. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer schrieb der Ständerat eine parlamentarische Initiative Büttiker (fdp, SO) ab,
welche es den Kantonen hatte ermöglichen wollen, ein dem basellandschaftlichen
Modell analoges Bausparprogramm einzuführen; zu diesem Thema seien bereits
mehrere Vorstösse beim Bundesrat hängig, so dass sich eine durch das Parlament
ausgearbeitete Vorlage erübrige. Im Herbst kündigte Nationalrat Gysin (fdp, BL),
Vorstand des Schweizerischen Hauseigentümerverbands und der basellandschaftlichen
Wirtschaftskammer, die Lancierung einer eidgenössischen Volksinitiative an. Demnach
sollen Bauspareinlagen nicht nur für den Erwerb von Wohneigentum, sondern
zusätzlich für Energiesparmassnahmen am Haus eingesetzt werden dürfen. Beim
Bausparen wäre es möglich, jährliche Einlagen bis zu 15 000 Fr. steuerlich abzuziehen,
beim Energiebausparen läge die Obergrenze bei 5000 Fr. 57

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2006
MAGDALENA BERNATH
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Umweltschutz

Lärmschutz

Sur ce projet de l’exécutif, le Conseil des Etats est entré en matière sans opposition.
Dans le premier arrêté, il a souhaité que l’exécutif établisse le plan prévu, comprenant
les émissions sonores des installations ferroviaires fixes existantes, d’entente avec les
cantons. Les sénateurs ont introduit une disposition qui permet aux propriétaires de
renoncer à la construction d’un mur anti-bruit dans leur propriété, s’ils estiment
suffisantes les fenêtres anti-bruit. Le projet du Conseil fédéral prévoit que la
Confédération prendra à sa charge les frais des mesures de construction. Une
proposition Büttiker (prd, SO) souhaitait y ajouter les frais d’exécution des cantons; elle
fut rejetée par 15 voix contre 13. Enfin, le vote sur l’ensemble a obtenu l’unanimité.
L’arrêté concernant le financement a également été approuvé à l’unanimité. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.1999
LAURE DUPRAZ

Allgemeiner Umweltschutz

La Chambre haute a transmis (16 voix contre 14) une motion Büttiker (prd, SO) chargeant
le Conseil fédéral d’éliminer les contradictions existant entre le droit de la protection
de l’environnement et le droit de l’aménagement du territoire. La loi sur
l’aménagement du territoire (LAT) préconise une concentration des activités
industrielles et économiques dans des zones spécifiques. Mais, une telle concentration
entraîne une augmentation de la pollution de l’air dans ces zones. Dès lors, en vertu de
la législation sur la protection de l’environnement, il n’est plus possible d’investir ni de
construire dans ces zones, la pollution dépassant les valeurs limites admises. Le
motionnaire souhaite que l’exécutif assouplisse les valeurs limites autorisées de
pollution atmosphérique pour les zones de concentration industrielle et économique
afin de pallier cette contradiction. Le Conseil fédéral a estimé nécessaire de
coordonner les politiques de la protection de l’environnement et de l’aménagement du
territoire afin de trouver des solutions. Toutefois, il s’est opposé catégoriquement à
une augmentation des valeurs limites d’immissions autorisées. 59

MOTION
DATUM: 10.03.1999
LAURE DUPRAZ

La campagne a été marquée dès son démarrage par la division du PRD. Déjà lors des
débats aux chambres, plusieurs élus radicaux s’étaient distanciés du parti, estimant
l’initiative excessive et contraire à l’Etat de droit. Fer de lance du comité d’initiative, la
conseillère nationale Doris Fiala (prd, ZH) a d’ailleurs vertement critiqué les quatre
radicaux qui s’étaient abstenus lors du premier vote à la chambre basse, les jugeant
responsables de l’échec au parlement. Signe des vives tensions internes au parti, la
direction a décidé que l’assemblée des délégués voterait à bulletin secret pour
déterminer le mot d’ordre du parti, de sorte à protéger les minoritaires. À l’issue du
vote, les délégués ont décidé de soutenir l’initiative par 142 voix contre 57 et 17
abstentions. Loin de se résigner, les minoritaires, soit dix parlementaires fédéraux, des
anciens conseillers aux Etats et la section genevoise du PRD ont mené une campagne
très active. Les parlementaires, anciens et actuels, qui se sont engagés contre
l’initiative étaient Christine Egerszegi (AG), Erika Forster (SG), Kurt Fluri (SO), Rolf
Büttiker (SO), Dick Marti (TI), Olivier Français (VD), Hugues Hiltpold (GE), Corina
Eichenberger (AG), Christa Markwalder (BE), Peter Malama (BS), Thomas Pfisterer (AG),
Thierry Béguin (NE), Gilles Petitpierre (GE) et René Rhinow (BS). 60

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.2008
NICOLAS FREYMOND

Klimapolitik

Der Ständerat hiess in der Sommersession ein Postulat Büttiker (fdp, SO) gut, welches
mehr Transparenz bei den Biotreibstoffen fordert. Der Bundesrat soll verpflichtet
werden, periodisch über die effektive Beimischung von Treibstoffen aus erneuerbaren
Rohstoffen und die Entwicklung des inländischen Angebotes an Biotreibstoffen zu
berichten. 61

POSTULAT
DATUM: 18.06.2007
ANDREA MOSIMANN
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Diese Haltung vertraten auch Büttiker (fdp, SO) und Bundesrat Koller bei der 2. Lesung
im Ständerat. Sie meinten, dass es eleganter gewesen wäre, die Frage der Entlöhnung
des 1. August in einem formellen Gesetz zu regeln, doch müssten nun angesichts der
nicht enden wollenden diesbezüglichen Diskussionen die Missverständnisse definitiv
ausgeräumt werden. Die beiden fanden aber kein Gehör in der kleinen Kammer, die mit
23 zu 15 Stimmen Festhalten beschloss. Diese Hartnäckigkeit rief daraufhin im
Nationalrat den Widerstand selbst vieler bürgerlicher Politiker auf den Plan. Mit dem
deutlichen Mehr von 107 zu 37 Stimmen wurde die arbeitsrechtliche Bezahlung des 1.
August erneut auf Verfassungsbene bekräftigt. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1998
MARIANNE BENTELI

Arbeitnehmerschutz

Die neuen Bestimmungen des Obligationenrechts wurden ebenfalls im neuen
Bundesgesetz über die Information und Mitsprache der Arbeitnehmer in den Betrieben
(Mitwirkungsgesetz) festgeschrieben. Dieser Erlass sichert der Arbeitnehmerschaft
einen Anspruch auf rechtzeitige und umfassende Information in den für ihre Arbeit
entscheidenden Belangen zu. In Betrieben mit mindestens 50 Arbeitnehmenden kann
die Belegschaft eine Vertretung bestimmen. Besondere Mitwirkungsrechte hat diese in
Fragen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitswesens, beim Betriebsübergang und
bei Massentlassungen.

Obgleich das Parlament im Vorjahr die Eurolex-Variante dieses Gesetzes nahezu
oppositionslos angenommen hatte, entbrannte nun in beiden Kammern eine
Redeschlacht darüber, ob man auf die Botschaft des Bundesrates überhaupt eintreten
solle. Die Befürworter des neuen Gesetzes argumentierten, dieses bringe keine
revolutionäre Neuerung, sondern fasse nur klärend jene eigentlich selbstverständlichen
Mitwirkungsrechte zusammen, welche heute schon von den meisten Schweizer
Unternehmen beachtet werden. Die Gegner kritisierten, hier werde erneut über-
anstatt dereguliert, und sie äusserten die Befürchtung, dieses Gesetz könnte der 1976
von Volk und Ständen abgelehnten Mitbestimmung der Arbeitnehmer auf
Unternehmensebene den Weg bahnen. Mit deutlichem Mehr lehnten beide Kammern
schliesslich Nichteintretensanträge einer rechtsbürgerlichen Minderheit ihrer
jeweiligen Kommissionen ab.

Im Ständerat setzte sich aber ein Antrag Büttiker (fdp, SO) durch, welcher das Gesetz
deutlich abschwächen wollte. Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, in sechs Kernpunkten
Mindeststandards festzuschreiben, welche keinesfalls unterschritten werden dürften,
und in den anderen Bereichen eine Abweichung zu Lasten der Arbeitnehmer nur
zuzulassen, wenn gesamtarbeitsvertraglich eine gleichwertige Regelung stipuliert wird.
Der Vorschlag Büttiker wollte alle Bestimmungen des Gesetzes für Konsenslösungen
freigeben und zudem als Verhandlungspartner neben den Gewerkschaften auch die
Hausverbände zulassen. Der Nationalrat lehnte diese Änderung mit dem Hinweis ab, von
Mindeststandards könnten gar keine gleichwertigen Abweichungen nach unten
gefunden werden, worauf sich der Ständerat der grossen Kammer anschloss. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.1993
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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Medikamente

Im Vorjahr hatte der Bundesrat dem Parlament beantragt, die 2005 eingereichte
Volksinitiative „Ja zur Komplementärmedizin“ dem Volk ohne Gegenvorschlag zur
Ablehnung zu empfehlen. Im Nationalrat anerkannten sowohl die Sprecher der
Kommissionsmehrheit als auch die Rednerinnen und Redner aus dem bürgerlichen
Lager die Bedeutung der Komplementärmedizin für die Gesundheitsversorgung. Sie
übernahmen aber vollumfänglich die Auffassung des Bundesrates, wonach die
Alternativmedizin bereits mit der heutigen Gesetzgebung berücksichtigt werden könne.
Sofern die Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit einzelner Methoden
nachgewiesen werde, sei eine Aufnahme in den Leistungskatalog der
Grundversicherung möglich. Die vom Initiativtext verlangte „umfassende
Berücksichtigung“ eröffne aber einen zu grossen Spielraum für Interpretationen, was zu
nicht absehbaren Kosten führen könnte. Die Kommissionsminderheit aus SP und GP
führte dagegen ins Feld, es gehe in erster Linie um eine angemessene Berücksichtigung
der Komplementärmedizin in Lehre und Forschung sowie um das Bewahren der
Heilmittelvielfalt, konnte sich aber nicht durchsetzen. Mit 93 zu 78 Stimmen lehnte der
Nationalrat die Initiative ab.

Auch im Ständerat sprach sich niemand grundsätzlich gegen die Komplementärmedizin
aus. Das Anliegen sei zwar sympathisch, die vorberatende Kommission lehne die
Volksinitiative aber mehrheitlich ab, weil sie erheblich zu weit gehe, führte deren
Sprecher aus. Büttiker (fdp, SO) schlug vor, das Wort „umfassend“ im Initiativtext zu
streichen und die Formulierung „Bund und Kantone sorgen im Rahmen ihrer
Zuständigkeiten für die Berücksichtigung der Komplementärmedizin“ als direkten
Gegenvorschlag dem Volk zu unterbreiten. Er sei der Ansicht, dass Schul- und
Komplementärmedizin vermehrt zusammenarbeiten sollten. Ein Verfassungsartikel sei
nötig, weil die Komplementärmedizin sonst weiterhin an den Rand gedrängt würde. Der
Vorteil seiner Formulierung liege darin, dass die Interpretation, wonach alle ärztlichen
und nichtärztlichen Methoden in die Grundversicherung aufgenommen werden
müssten, nicht mehr möglich sei. Ein zuvor von der Kommissionsminderheit
eingebrachter Gegenvorschlag, der einen direkten Bezug zur Krankenversicherung
herstellte, wurde zugunsten von Büttikers Variante zurückgezogen. Sommaruga (sp, BE),
selber Mitglied des Initiativkomitees, unterstützte den Antrag Büttiker „im Sinne einer
guten und auch mehrheitsfähigen Lösung“. Sie versprach, sich nach einer Annahme des
Gegenvorschlags für einen Rückzug der Initiative einzusetzen. Bundesrat Couchepin
blieb auch gegenüber dem neuen Vorschlag skeptisch und bezeichnete diesen als
unnötig. Er befürchtete, dass Büttikers Formulierung in der Praxis ähnliche
Schwierigkeiten bereite wie die Initiative selbst. Der Rat lehnte schliesslich die Initiative
einstimmig ab, unterstützte aber den Gegenvorschlag Büttiker mit 36 zu 4 Stimmen.
Gleichzeitig wurde die Behandlungsfrist um ein Jahr bis März 2009 verlängert, ein
Vorgehen, welchem auch der Nationalrat zustimmte. 64

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Die Diskussion zur 2005 eingereichten Volksinitiative „Ja zur Komplementärmedizin“,
welche 2006 vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen worden war, wurde in diesem
Jahr im Parlament zu Ende geführt. Der Ständerat hatte im vorhergehenden Jahr einen
direkten Gegenvorschlag zur Initiative ausgearbeitet, der vorschlug, das Wort
„umfassend“ im Initiativtext zu streichen und die Formulierung „Bund und Kantone
sorgen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für die Berücksichtigung der
Komplementärmedizin“ dem Volk zu unterbreiten. Der Gegenvorschlag war als Antrag
Büttiker (fdp, SO) im Ständerat angenommen worden und auch Sommaruga (sp, BE),
welche Mitglied des Initiativkomitees war, unterstützte den Antrag und versprach, sich
nach einer Annahme des Gegenvorschlages im Parlament für den Rückzug der Initiative
einzusetzen. 

Die Kommission des Nationalrates sprach sich mit 11 zu 9 Stimmen knapp dafür aus,
dem Ständerat zu folgen und den direkten Gegenvorschlag zur Initiative anzunehmen.
Eine starke Minderheit der Kommission stellte sich gegen dieses Vorhaben. Bundesrat
Couchepin hielt an seinem Antrag fest und empfahl, sowohl die Initiative als auch den
direkten Gegenvorschlag abzulehnen. Der Nationalrat aber folgte der Mehrheit seiner
Kommission und stimmte dem direkten Gegenvorschlag mit 95 zu 60 Stimmen zu. In der
Schlussabstimmung nahm der Ständerat den Gegenvorschlag einstimmig und der
Nationalrat mit 152 zu 16 Stimmen an. Daraufhin zog das Initiativkomitee, wie bereits
von Sommaruga (sp, BE) angekündigt, die Eidgenössische Volksinitiative „Ja zur
Komplementärmedizin“ zurück. 65

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.10.2008
LINDA ROHRER
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Sport

Auf Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat diskussionslos eine Motion Büttiker
(fdp, SO) für die Schaffung eines Bundesamtes für Sport in der Postulatsform, da
Bundesrätin Dreifuss darauf hinwies, dass Reformschritte bereits eingeleitet seien. 66

MOTION
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat entschied sich, dem Parlament nicht ein eigenständiges Doping-Gesetz
vorzulegen, wie das im Anschluss an mehrere Doping-Skandale, in die auch Schweizer
Athleten involviert waren, gefordert worden war, da die Ausarbeitung einer derartigen
Vorlage zu zeitintensiv wäre. Das Dopingproblem soll einerseits im neuen
Heilmittelgesetz angegangen werden, welches die missbräuchliche Verschreibung und
Abgabe von Arzneimitteln generell verhindern will. Andererseits soll im bereits
bestehenden Bundesgesetz über die Förderung von Turnen und Sport ein Doping-
Verbot verankert werden. Im wesentlichen sollen dort folgende Sachverhalte
einfliessen: Die Doping-Prävention wird durch den Bund festgelegt; die Herstellung,
Einfuhr, Vermittlung, Verschreibung und Abgabe von Mitteln zu Dopingzwecken wird
verboten; auch nichtmedikamentöse Dopingmethoden werden untersagt; die
Unterstützungsleistungen an den Schweizerischen Olympischen Verband bezüglich
Dopingkontrollen werden definiert, ebenso die Mindestanforderungen an diese
Kontrollen. Sowohl im neuen Heilmittelgesetz wie im Sportförderungsgesetz sollen
Strafbestimmungen gegen den Dopingmissbrauch verankert werden. Angesichts dieser
Aktivitäten des Bundesrates lehnten beide Kammern je eine parlamentarische
Initiative – Büttiker (fdp, SO)(Pa.Iv. 98.433) im Ständerat und Günter (sp, BE)(Pa.Iv.
98.456) im Nationalrat – ab, welche die Ausarbeitung einer Strafnorm für
Dopingvergehen durch das Parlament verlangten. Keine Folge wurde auch einer
weiteren parlamentarischen Initiative Grobet (pda, GE) für ein eigenständiges
Dopinggesetz gegeben (Pa.Iv. 99.402). 67

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1999
MARIANNE BENTELI

Für den Ständerat ist Doping im Sport Betrug. Mit 27 zu 4 Stimmen nahm die kleine
Kammer eine Motion Büttiker (fdp, SO) an, die vom Bundesrat die Ausarbeitung einer
Strafnorm gegen fehlbare Athleten verlangt. Mit dem Argument, eine juristische
Expertise habe 1999 festgestellt, dass Sporttreibende in der Schweiz bei einem
Dopingvergehen den Betrugstatbestand nicht erfüllen, hatte der Bundesrat Ablehnung
beantragt. 68

MOTION
DATUM: 06.12.2004
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Ständerat eine Motion Büttiker (fdp, SO) angenommen, welche eine
Strafnorm im Fall von Dopingmissbrauch verlangte. Der Bundesrat hatte vergeblich
geltend gemacht, er möchte diese Frage im Rahmen der gegenwärtig laufenden
Revision des Bundesgesetzes über die Förderung von Turnen und Sport
zusammenhängend angehen und nicht einzelne Elemente der Dopingbekämpfung
vorzeitig herausgreifen. Der Nationalrat folgte dieser Argumentation und lehnte die
Motion diskussionslos ab. 69

MOTION
DATUM: 28.11.2005
MARIANNE BENTELI

Anfang September leitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur Ratifikation
der UNESCO-Konvention gegen Doping zu, welche 2005 von der Vollversammlung der
UNESCO einstimmig verabschiedet worden war. Das Abkommen lässt den beitretenden
Staaten einen grossen Handlungsspielraum. Mit ihrer innerstaatlichen Gesetzgebung
erfüllt die Schweiz die Anforderungen der Konvention. Die anstehende Totalrevision des
Bundesgesetzes über Turnen und Sport aus dem Jahr 1972 wird Anlass sein, die
schweizerische Gesetzgebung auch an weitere Entwicklungen in der Dopingbekämpfung
anzupassen [48]. Mit einer Interpellation wollte Ständerat Büttiker (fdp, SO) von der
Regierung wissen, wie ihr Engagement in der Doping-Bekämpfung aussehe. Der
Bundesrat führte aus, das Vorgehen gegen Doping sei primär Sache des privatrechtlich
organisierten Sports. Gemäss Kooperationsvereinbarung zwischen dem VBS und Swiss
Olympic habe letztere die Führung in diesem Bereich. Der Bund unterstütze heute die
Dopingbekämpfung durch Massnahmen in der Prävention und Forschung sowie mit
Beiträgen an Swiss Olympic für die Dopingkontrollen mit jährlich rund 1,8 Mio Fr. Damit
trage er drei Viertel der direkten Kosten der Dopingbekämpfung von jährlich rund 2,4
Mio Fr. Zudem fördere der Bund zusammen mit dem Verband verschiedene
Massnahmen in der Sucht- und Dopingprävention im Rahmen von "Jugend und Sport",
"cool and clean" sowie in der Aus- und Weiterbildung von Leitern und Trainern. Ein
weiter gehendes finanzielles Engagement komme für ihn nicht in Frage. Er sei aber

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2007
MARIANNE BENTELI
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bereit, im Rahmen der bevorstehenden Revision des Bundesgesetzes über die
Förderung von Turnen und Sport Verbesserungen der Rahmenbedingungen in der
Dopingbekämpfung zu prüfen. Gemäss seiner Antwort auf eine Frage Bruderer (sp, AG)
im Nationalrat, ist nach Auffassung des Bundesrates auch die Nationale Antidoping-
Agentur auf privatrechtlicher Basis zu organisieren, weshalb der Bund sich hier nicht
finanziell engagieren werde.

Ende Jahr gab Swiss Olympic bekannt, dass die nationale Agentur unter dem Namen
„Antidoping Schweiz“ (ADS) ihre Tätigkeit am 1. Juli 2008 aufnehmen wird . 70

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Mit einer Motion wollte Ständerätin Leumann (fdp, LU) den Bundesrat verpflichten, im
Rahmen der anstehenden BVG-Revision das Freizügigkeitsgesetz so abzuändern, dass
Bagatell-Freizügigkeitsleistungen nicht mehr an die Auffangeinrichtung überwiesen
werden müssen und der Verzugszins bei „vergessenen“ Guthaben nicht geschuldet ist,
wenn die erfüllungsbereite Vorsorgeeinrichtung nicht handeln konnte. Die Motion
wurde auf Antrag des Bundesrates, der auf die anstehende BVG-Revision verwies, nur
als Postulat angenommen. Eine identische Motion (98.3597) Bangerter (fdp, BE) im
Nationalrat wurde von Thanei (sp, ZH) bekämpft, womit deren Beratung vorderhand
ausgesetzt war. 71

MOTION
DATUM: 16.03.1999
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Sommaruga (sp, BE) wollte Lehren aus der Finanzmarktkrise ziehen und
forderte den Bundesrat auf, Risikominimierungen für die Pensionskassenanlagen
vorzuschreiben. Dazu forderte die Motionärin unter anderem, dass auf strukturierte
Produkte und Hedge-Fonds sowie auf Aktivfonds verzichtet wird, dass
Fremdwährungsanlagen nur mit obligatorischer Wechselkursversicherung
vorgenommen und dass die von den Pensionskassen beigezogenen Experten namentlich
genannt werden. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, da er die Auffassung vertrat, dass
eine vollständige Minimierung der Anlagerisiken nicht mit der Langfristigkeit der
beruflichen Vorsorge vereinbar sei. Während der Diskussion im Ständerat schlug Rolf
Büttiker (fdp, SO) vor, lediglich die Ziffer 5 der Motion anzunehmen, welche besagt,
dass von den Pensionskassen beigezogene Experten namentlich genannt werden
sollten. Bundesrätin Doris Leuthard wies vergeblich darauf hin, dass eine Umsetzung
dieses Punktes relativ schwer sein dürfte, da der Begriff des Beraters kaum definiert
sei. Für die Annahme der gesamten Motion sprachen sich nur 9 Vertreter des
Ständerates aus, was bei 18 Stimmen dagegen nicht ausreichte. Die Annahme der Ziffer
5 hingegen wurde mit 20 zu 6 Stimmen beschlossen. Dem folgte auch der Nationalrat
und nahm die Ziffer 5 ebenfalls an. 72

MOTION
DATUM: 11.03.2009
LINDA ROHRER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

In der Frühjahrssession wurde die Motion der Staatspolitischen Kommission des
Nationalrates für die Ausarbeitung eines Integrationsrahmengesetzes vom Ständerat
beraten. Da die Integration von Ausländern eine Querschnittsaufgabe darstellt, legte
der Bundesrat in seinem Bericht dar, dass nicht nur das Ausländergesetz, sondern 16
weitere, sehr diverse Gesetzestexte – vom Jugend- und Kulturförderungsgesetz bis hin
zum Raumplanungsgesetz – einer Ergänzung bedürften. Trotz Widerstand seitens der
SVP wurde der Vorstoss Ende des Vorjahres vom Nationalrat gutgeheissen. Bei den
Beratungen im Ständerat gab es zwei Anträge. Die ständerätliche Sicherheitspolitische
Kommission (SPK-SR) forderte eine Anpassung des Motionstextes, so dass die
Integration auch im Ausländergesetz festgeschrieben werden könnte. Wie
Kommissionssprecher Büttiker (fdp, SO) betonte, berücksichtige dieser Vorschlag die
Bedenken der Kantone, die eine Beschränkung ihrer Kompetenzen im
Integrationsbereich befürchteten. Der zweite Antrag im Ständerat stammte von der
Minderheit Reimann (svp, AG) und forderte die Ablehnung der Motion. Nach Ansicht
dieser Minderheit habe das Volk seinen Willen klar kundgetan, indem es den
Gegenentwurf zur Ausschaffungsinitiative verworfen hatte, der verschiedene
Integrationsmassnahmen vorgesehen hätte. Bei der eingehenden Diskussion in der
kleinen Kammer erhielt der Entwurf der SPK-SR sowohl von Bundesrätin Sommaruga als

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2011
ANITA KÄPPELI

01.01.65 - 01.01.21 28ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



auch von links-liberalen Rednern Zustimmung. Ständeräte, welche den
Minderheitsantrag begrüssten, taten dies im Namen der Kantone, welche sich, wie
durch die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) kommuniziert, gegen neue
Bundeskompetenzen im Integrationsbereich wehrten. Deren ablehnende Haltung
gegenüber dem Gesetzesvorschlag sei zu respektieren und zudem seien sie bereits
heute im Bereich der Integration sehr aktiv. Dennoch wurde der abgeänderte
Motionstext mit 22 zu 12 Stimmen angenommen. Ende des Berichtsjahres fand im
Nationalrat die Differenzenbereinigung statt. Die Mehrheit forderte die Zustimmung
zum abgeänderten Entwurf des Ständerates, während die Minderheit Fehr (svp, ZH) die
Ablehnung befürwortete, da die Bemühungen der Schweiz im Bereich der
Integrationsförderung bereits ausreichend seien und die Hauptverantwortung zur
Integration bei den Ausländern selbst liege. Dieser Minderheitsantrag erhielt jedoch nur
42 Stimmen, praktisch ausschliesslich aus der SVP-Fraktion, und wurde zugunsten des
Antrags der Mehrheit, welcher 108 Stimmen erhielt, verworfen. Damit wurde die
abgeänderte Motion an den Bundesrat überwiesen. Gleichzeitig wurde im Nationalrat
eine parlamentarische Initiative der FDP-Fraktion mit ähnlichem Wortlaut
zurückgezogen. 73

Asylpolitik

Der Ständerat hiess mit 24 zu 12 Stimmen eine Standesinitiative des Kantons Aargau
gut, welche geschlossene und zentral geführte Sammelunterkünfte 
für straffällige oder renitente Asylsuchende verlangte. Die Initiative nannte als
mögliche Gründe für eine Einweisung unter anderem Nichtbefolgen von behördlichen
Anweisungen, Vorenthalten von vorhandenen Ausweispapieren oder auch nur ein
Verhalten, dass darauf schliessen lasse, dass sich die Person nicht in die im Gastland
geltende Ordnung einfügen werde. Über diese mehrfach als rechtstaatlich mehr als nur
bedenklich bezeichneten Haftgründe herrschte im Rat zwar einiges Unbehagen; ein
Rückweisungsantrag Plattner (sp, BS), der derartige Sammelunterkünfte als „nicht so
weit vom Konzentrationslager“ entfernt charakterisierte, hatte dennoch keine Chance,
obgleich er von einzelnen Bürgerlichen unterstützt wurde. Plattner argumentierte auch
vergebens, die Umsetzung der Initiative würde einer Prüfung durch die Organe der
Europäischen Menschenrechtskonvention keinesfalls standhalten, weil damit eine
„Vorstufe der Straffälligkeit“ geschaffen werde. Die Völkerrechtskonformität sei
machbar, legte sich hingegen Büttiker (fdp, SO) ins Zeug: Es brauche lediglich eine klare
Definition der Einweisungsgründe in einem Gesetz. Der Bundesrat äusserte sich in
diesem Zeitpunkt nicht zu dieser Standesinitiative. 74

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.03.2000
MARIANNE BENTELI

In November wies die Staatspolitische Kommission des Ständerats die Änderungen des
Asylgesetzes jedoch einstimmig zurück. Sie erachtete die vorgeschlagenen Reformen als
„Pflästerlipolitik“ und ortete die Probleme vor allem beim Vollzug. Neben der
grundsätzlichen Ablehnung übte die Kommission auch Detailkritik. Der umstrittenste
Änderungsvorschlag des Bundesrats war die Abschaffung der Möglichkeit, auf Schweizer
Vertretungen im Ausland Asylgesuche stellen zu können. Rolf Büttiker (fdp, SO)
befürchtete, dass mehr Leute direkt in die Schweiz kämen, wenn sie im Ausland keine
Asylgesuche mehr stellen könnten. Auch die Halbierung der Beschwerdefrist in
Asylverfahren von 30 auf 15 Tage stiess auf Kritik. 75

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Familienpolitik

Bei der Beratung des Partnerschaftsgesetzes (siehe unten) wurde im Ständerat bei den
Änderungen bisherigen Rechts und auf Antrag der Rechtskommission eine von beiden
Räten gutgeheissene Motion von Nationalrat Janiak (sp, BL) umgesetzt, die eine
Aufhebung des Eheverbots für Stiefverhältnisse im ZGB verlangte, da sonst eine
Ungleichbehandlung entstanden wäre, weil im neuen Partnerschaftsgesetz
Stiefverhältnisse nicht ausgeschlossen sind. Leumann (fdp, ZH) beantragte, die
Bestimmung hier zu streichen, um die Vorlage angesichts des drohenden Referendums
nicht zu überladen, unterlag aber mit 16 zu 11 Stimmen. Der Nationalrat stimmte
diskussionslos zu. 76

MOTION
DATUM: 03.06.2004
MARIANNE BENTELI
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Kinder- und Jugendpolitik

Wenn die Ratifizierung schon nicht abzuwenden war, so wollte Schmid, unterstützt von
Reimann (svp, AG), Wicki (cvp, LU), Frick (cvp, SZ) und einigen weiteren Ratskollegen, die
Konvention zumindest mit einem generellen Vorbehalt versehen. Danach sollte die
Schweiz erklären, dass das Übereinkommen innerstaatlich keine direkte Anwendung
findet. Aus den bereits in der Eintretensdebatte angeführten Gründen verneinte die
Mehrheit des Rates die Notwendigkeit eines derartigen Vorgehens. Bundesrat Cotti und
Kommissionssprecher Danioth (cvp, UR) machten auf die internationalen Implikationen
eines generellen Vorbehalts aufmerksam. Insbesondere Cotti erklärte, der Aufschub der
Ratifikation habe dem Ansehen der Schweiz im Ausland bereits erheblich geschadet.
Auch in diesem Punkt konnte sich der Antrag Schmid - obgleich etwas weniger deutlich
- mit 30 zu 9 Stimmen nicht durchsetzen.

Die Debatte in der kleinen Kammer hatte über weite Strecken wenig bis nichts mit dem
Schutz der Kinder zu tun, wohl aber mit generellen juristischen Überlegungen. Schmid
(cvp, AI) beantragte dem Rat, auf die Vorlage überhaupt nicht einzutreten. Er drückte
sein Unbehagen über das zunehmende Einfliessen von direkt anwendbaren
völkerrechtlichen Bestimmungen in die schweizerische Rechtsordnung aus. Zudem
machten ihm einzelne Bestimmungen der Konvention Angst. Sie seien dazu angetan, die
elterliche Gewalt auszuhöhlen und würden zu einer verstärkten Einmischung der
Kinderschutzorganisationen und der Gerichte in innerfamiliäre Belange führen. Diesen
Ausführungen hielt Beerli (fdp, BE) entgegen, die Schweiz verfüge schon heute über
einen umfassenden Kinderschutz, weshalb der Beitritt zur Konvention keine Änderung
des innerstaatlichen Rechts erfordere. Das Abkommen äussere sich nicht zu
Erziehungsmitteln und -grundsätzen, und das Gleichgewicht zwischen
Führungsanspruch der Eltern und Rechten der Kinder bleibe unangetastet. Der
Nichteintretensantrag unterlag schliesslich mit 35 zu 4 Stimmen.

Ganz auszuräumen vermochten die Befürworter der Vorlage die Bedenken der
konservativen Kreise des Rates dennoch nicht. In der Detailberatung nahm der
Ständerat auf Antrag seiner Kommission einen weiteren punktuellen Vorbehalt an,
wonach die Gesetzgebung über die elterliche Sorge Vorrang gegenüber der Konvention
hat. Vergeblich plädierten die beiden Freisinnigen Forster (SG) und Leumann (LU) dafür,
diesen Vorbehalt nicht einzufügen. Er erwecke erst den Eindruck, dass es zwischen dem
schweizerischen Verständnis der elterlichen Gewalt und der Konvention einen
Widerspruch gebe, was dem internationalen Image der Schweiz nur Schaden zufügen
könne. Der Rat zog es aber mit 28 zu 9 Stimmen vor, "ein innenpolitisches Zeichen zu
setzten". Die bereits vom Bundesrat vorgeschlagenen Vorbehalte waren unbestritten,
weshalb die Vorlage schliesslich mit 37 zu 1 Stimmen angenommen wurde. Ein letzter
Versuch, die Konvention vielleicht später doch noch zu kippen, nämlich ein
Minderheitsantrag Reimann / Schmid auf Unterstellung unter das fakultative
Staatsvertragsreferendum unterlag mit 34 zu 7 Stimmen . 77

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.1996
MARIANNE BENTELI

Alterspolitik

Der Vorschlag des Bundesrates zum Gleichstellungsartikel (Art. 8) sah vor, neben dem
Grundsatz, wonach alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind (Abs. 1), eine Liste der
verbotenen Diskriminierungen anzuführen (Abs. 2). So sollte niemand benachteiligt
werden dürfen, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, der
Sprache, der sozialen Stellung, der religiösen, weltanschaulichen oder politischen
Überzeugung oder wegen einer körperlichen oder geistigen Behinderung. Im
Ständerat, der die Vorlage als Erstrat behandelte, wollten mehrere Abgeordnete weitere
Diskriminierungstatbestände explizit aufnehmen, so etwa Beerli (fdp, BE) den Begriff
der Lebensform, um den alternativen Partnerschaften besser gerecht zu werden,
Leumann (fdp, LU) das Kriterium des Alters, womit in erster Linie ein besonderer Schutz
der Jugend anvisiert wurde, und Brändli (svp, GR) neben der körperlichen und geistigen
auch die psychische Behinderung. In zwei Eventualabstimmungen wurden die Anträge
Beerli und Brändli angenommen, jener von Leumann ganz knapp abgelehnt. Schliesslich
setzte sich aber Spoerry (fdp, ZH) mit dem Argument durch, angesichts der Tatsache,
dass wohl keine Aufzählung je abschliessend sein könne, sei es sinnvoller, die Liste
gänzlich fallen zu lassen und in Abs. 2 nur zu sagen, dass niemand diskriminiert werden
darf. 78

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Strategien zu Aufbau und Umsetzung einer Informationsgesellschaft Schweiz wurden
im Berichtsjahr auf allen Bildungsstufen diskutiert. Unter dem Stichwort E-Switzerland
wurden im Parlament mehrere Vorstösse behandelt, die einen Schwerpunkt auf die
Bewusstseins- sowie Aus- und Weiterbildung der Bevölkerung im Bereich der
Anwendung von neuen Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) legten und
dabei insbesondere die Verhinderung einer digitalen Zweiklassengesellschaft
anstrebten. Mittels zweier Motionen verlangte die zuständige Nationalratskommission
unter anderem vom Bundesrat entsprechende Investitionen in „Menschen und
Fertigkeiten“ – womit die Vernetzung der Volks- und Berufsschulen, die Förderung der
„digitalen Mündigkeit“ aller Altersgruppen, neue Formen der Berufsausbildung sowie
die Unterstützung des Aufbaus und die Führung von IT-Kompetenzzentren in allen
Randregionen gemeint waren. Diese Forderung wurde von der grossen Kammer mit 115
zu 42 Stimmen als Motion überwiesen, die kleine Kammer passierte sie aber schliesslich
nur als Postulat. Als Postulat wurde zudem vom Nationalrat eine Motion Lalive d’Epinay
(fdp, SZ) mit der Aufforderung an den Bundesrat überwiesen, Möglichkeiten einer
Sensibilisierung der Bevölkerung für die Bedeutung der IKT sowie den Einsatz eines
„Mister E“ oder einer „Mrs E“ – analog zum „Mister 2000“ – zu prüfen. Im weiteren
überwies die grosse Kammer eine Motion der FDP-Fraktion in Postulatsform, welche
vom Bundesrat Vorschläge betreffend Gesetzänderungen und Mitteleinsatz sowie einen
stringenten Zeitplan im Hinblick auf die Förderung und Unterstützung der digitalen
Aus- und Weiterbildung, der Vernetzung der Schulen, der entsprechenden Ausbildung
von Lehrkräften und der Erarbeitung einer schweizerischen Bildungssoftware gefordert
hatte. Ein gleichlautendes Postulat Leumann (fdp, LU) wurde vom Ständerat
überwiesen. An einer vom Bundesamt für Berufsbildung und Technologie (BBT)
organisierten zweitägigen IKT-Konferenz diskutierten über 800 Fachleute den
Handlungsbedarf der Schweiz angesichts der einschneidenden Veränderungen, welche
die Einführung von IKT in Bildung und Beruf mit sich gebracht hatte. Chancengleicher
Zugang für alle zu und Befähigung aller im Umgang mit IKT standen dabei im
Vordergrund. Insbesondere die krasse Untervertretung von Frauen in IKT-Berufen
wurde als alarmierend eingestuft. 79

MOTION
DATUM: 06.10.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Berufsbildung

Eine parlamentarische Initiative Leumann (fdp, LU), welche unter anderem eine
Berufsregelung für Patentanwälte schaffen wollte, wurde vom Ständerat in der
Herbstsession als erfüllt abgeschrieben. 80

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Forschung

In der Wintersession nahm der Ständerat im Eilzugverfahren die erste
Differenzbereinigung vor. Eine Minidiskussion gab es nur zu der vom Nationalrat
eingefügten Bestimmung über die Förderung der Gentechnologieforschung. Ein Antrag
Leumann (fdp, LU), hier dem Nationalrat zu folgen, unterlag mit 25 zu 15 Stimmen.
Ebenfalls chancenlos blieb der Einsatz von David (cvp, SG) für den Schutz der
gentechnikfreien Produktion. Sein Antrag wurde mit 25 zu 14 Stimmen abgelehnt,
jedoch wurde den für den Umgang mit GVO Verantwortlichen eine Sorgfaltspflicht
auferlegt. Als weitere Sicherheitsmassnahme führte der Ständerat die Bestimmung ein,
dass jemand, der einem Landwirt GVO-Produkte verkauft, von diesem eine schriftliche
Bestätigung einholen muss, dass er die damit zusammenhängenden Anweisungen zur
Kenntnis genommen hat. Dem Verbot der Freisetzung von gentechnisch veränderten
Wirbeltieren stimmte die kleine Kammer diskussionslos zu, ebenso dem erst 2009 in
Kraft tretenden Verbot von antibiotikaresistenten Markergenen. Bei der Haftung
schloss sie sich weitgehend dem Nationalrat an, dehnte allerdings die
Gefährdungshaftung des Herstellers auf den Landwirtschaftsbereich aus. Diese soll
aber nicht spielen, wenn in einem Betrieb, der Saatgut produziert, versehentlich
gentechfreies mit gentechverändertem Saatgut vermischt wird; dann haftet dieses
Unternehmen und nicht der GVO-Hersteller. Das Beschwerderecht der
Umweltverbände wurde wieder in die Vorlage eingefügt. 81

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2002
MARIANNE BENTELI
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Das Parlament überwies mehrere Vorstösse zur Gentechnologie-Forschung in der
Landwirtschaft: Diskussionslos billigte der Nationalrat drei Motionen der SP-Fraktion.
Beim Nationalen Forschungsprogramm „Nutzen und Risiken der Freisetzung
gentechnisch veränderter Pflanzen“ verlangte sie geeignete Foren für die Diskussion
der Resultate für interessierte Bevölkerungskreise. Bei der Analyse möglicher
gesundheitlicher Risiken gentechnisch veränderter Pflanzen und Lebensmittel sei die
Entwicklung geeigneter molekularbiologischer Methoden und Forschungsansätze zu
fördern. Schliesslich sollte sich der Bundesrat baldmöglichst für breit angelegte und
umfassende Untersuchungen über innovative Lösungen ohne Gentechnologie in der
Landwirtschaft einsetzen. Der Ständerat unterstützte die beiden ersten Begehren
diskussionslos, das dritte lehnte er ab, weil es den Eindruck erwecke, die traditionelle
Forschung entwickle sich in die falsche Richtung. Auf Zustimmung stiess hingegen eine
Motion Leumann (fdp, LU), welche eine Intensivierung der Ressortforschung im Bereich
des Nebeneinanders von gentechnisch veränderten und gentechnisch nicht
veränderten Pflanzen durch praktische Feldversuche verlangt. 82

MOTION
DATUM: 20.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion Leumann-Würsch (fdp, LU) beauftragte den Bundesrat, die
Ressortforschung im Bereich des Nebeneinanders von gentechnisch veränderten und
gentechnisch nicht veränderten Pflanzen in der Schweiz durch praktische Feldversuche
und andere geeignete Massnahmen zu intensivieren und die daraus gewonnenen
Erkenntnisse in die Umsetzung der Koexistenzverordnung einfliessen zu lassen. Grund
zu der Motion hatten die Diskussionen im Vorfeld der Abstimmung über das Gentech-
Moratorium zur Frage, ob die Koexistenz von gentechnisch veränderten und
gentechnisch nicht veränderten Pflanzen in der Schweiz möglich sei, gegeben. Dies soll
mittels der geforderten praktischen Feldversuche gelöst werden. Die beiden Kammern
folgten der Empfehlung des Bundesrates und nahmen die Motion an. 83

MOTION
DATUM: 19.09.2007
LINDA ROHRER

Der Ständerat hiess in der Wintersession mit 19 zu 11 Stimmen ein Postulat Leumann
(fdp, LU) gut, welches eine Förderung des öffentlichen Dialogs über die Gentechnik im
Ausserhumanbereich verlangt. Keine Folge gab er einer Petition des Komitees
„gentechfreies Zürich-Nord“, mit welcher ein Abbruch der Freisetzungsversuche
gefordert wurde. 84
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